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1 Einleitung 

Die Erreichung der Klimaneutralitätsziele stellt Verteilnetzbetreiber (VNB) vor große Herausforderungen. Denn 
Energieinfrastrukturen aller Sparten – Strom, Wärme und Gas – stehen vor einer umfassenden Transformation. Da-
bei gilt es, Strategien und Maßnahmen zu entwickeln, die nicht nur die Klimaneutralität ermöglichen, sondern auch 
die Bezahlbarkeit für Netzkunden und die wirtschaftliche Tragfähigkeit der lokalen Energieinfrastrukturunternehmen 
sicherstellen. Diese Studie untersucht die notwendigen Weichenstellungen und bietet Lösungsansätze für eine 
nachhaltige und wirtschaftlich tragfähige Transformation des Verteilnetzes. 

1.1 Hintergrund 

Um in Deutschland bis 2045 Klimaneutralität zu erreichen, ist schon 2035 ein weitestgehend auf erneuerbaren 
Energiequellen beruhendes Stromsystem erforderlich. Dies ist das Ergebnis der großen Energiesystemstudien der 
letzten Jahre, „Klimaneutrales Deutschland 2045“ von Prognos [1], „Klimapfade 2.0“ vom BDI [2], „Leitstudie: Auf-
bruch Klimaneutralität“ [3], „Langfristszenarien 3“ vom BMWK [4], sowie „Deutschland auf dem Weg zur Klimaneutra-
lität 2045“ vom BMBF [5]. Mit der Systementwicklungsstrategie hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz 2024 auf diesen Szenarien aufgesetzt und zum ersten Mal ein übergreifendes Leitbild zur Zukunft der 
Energieversorgung vorgelegt, das als Orientierung für den Infrastrukturausbau und für Sektor-Strategien dient. Im 
Stromnetz nimmt die Anzahl der Netznutzer auf allen Netzebenen rasant zu: Neben dem Zubau von auf erneuerba-
ren Energien basierenden Stromerzeugungsanlagen und einer großen Anzahl neuer Verbraucher wie E-Fahrzeuge 
und Wärmepumpen kommen immer mehr große Punktlasten wie Rechenzentren, Batteriespeicher und Großwär-
mepumpen dazu. Der Großteil dieser Anlagen wird im Verteilnetz angeschlossen und führt dort zu erheblichem Zu-
wachs der Erzeugungsleistung. Die Energiewende findet also hauptsächlich in den Verteilnetzen statt, die somit das 
Rückgrat der Transformation bilden. 

Tabelle 1  Prognose der an das Verteilnetz angeschlossenen Erneuerbare-Energie-Anlagen [6] 

 HS MS NS Gesamt 

Steigerung der installierten Leistung bis 
2030 im Vergleich zu 2022 

419 % 180 % 266 % 262 % 

 

Daher ist neben dem Ausbau der Stromübertragungsnetze auch der Ausbau der Strom-Verteilnetze von außeror-
dentlicher Bedeutung für das Gelingen der Energiewende. Die erste dena-Verteilnetzstudie und eine große Welle 
weiterer Verteilnetzstudien (BMWi-Verteilernetzstudie [7] und auf Länderebene z. B. Hessen [8], Baden Württem-
berg [9], Nordrhein-Westfalen [10], Rheinland-Pfalz [11]) widmeten sich daher bereits vor über zehn Jahren dem 
enormen Ausbaubedarf der Verteilnetze und zeigten auch innovative Lösungen zur Reduktion des Ausbaudrucks 
auf – u. a. Ansätze zur Höherauslastung der Stromnetze und eine konsequente Digitalisierung, die das Management 
neuer, flexibler Lasten und EE-Erzeugungsspitzen effizienter gestalten kann. Der Fokus dieser Studien auf die 
Stromnetze war wichtig, da Strom aus erneuerbaren Energiequellen die Grundlage für die Dekarbonisierung in den 
anderen Sparten und Sektoren bildet. 

Mit dem Voranschreiten der Transformation des Stromnetzes und der Sektorenkopplung müssen die Planungen 
und Strategien jedoch zunehmend koordinierter und aufeinander abgestimmter gedacht werden. Denn auch der 
Großteil der Industrie-, Verkehrs- und Wärmewende findet im Verteilnetz statt – und das bezieht neben dem Aus-
bau der Stromverteilnetze auch alle weiteren leitungsgebundenen Infrastrukturen ein: bestehende Methanverteil-
netze, potenziell zukünftige Wasserstoffverteilnetze und Wärmenetze. 

Damit steigen die Anforderungen an die Planung, Finanzierung, Betriebsführung und Digitalisierung der Verteilnet-
zinfrastrukturen sprunghaft an – gleichzeitig nimmt aber auch die Unsicherheit über technologische Entwicklungen 
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und regulatorische Vorgaben enorm zu. Die Netzbetreiber sehen sich mit einem gewaltigen Zielkonflikt konfrontiert: 
Sie müssen Investitionen in nie dagewesenem Ausmaß stemmen – bei gleichzeitig sinkender Planbarkeit, begrenz-
ter Finanzierungskraft und hohem öffentlichem Druck auf Bezahlbarkeit. 

Für größere VNB, die nur eine Sparte betreiben, und für kleinere Stadtwerke, die häufig alle Infrastrukturen unter 
einem Dach betreiben, ist die Ausgangslage sehr unterschiedlich, und doch treiben alle dieselben Herausforderun-
gen um. Die hohe Dringlichkeit und Gleichzeitigkeit der Maßnahmen stellen die VNB vor gewaltige Aufgaben – in 
der Finanzierung, in der spartenübergreifenden Planung und im Assetmanagement, bei der Beschaffung von Perso-
nal, Dienstleistern und Material sowie in der Betriebsführung und der Koordination der vielen heterogenen Netznut-
zer und Akteure. Trotz beschleunigter Ziele der Energiewende bleibt der zeitliche Aufwand, beispielsweise der Pla-
nungs- und Umsetzungsaufwand von neuen Umspannwerken, konstant hoch und kann bis zu zehn Jahre betragen. 
Es wird zunehmend herausfordernder, mit der steigenden Anzahl von Netzanschlussbegehren der Kunden, sowohl 
für erneuerbare Energieerzeugung als auch für Lasten und Batteriespeicher, Schritt zu halten und die entspre-
chende Integration zu bewältigen. Neben diesen Aspekten spielen auch wichtige Fragen zu Art und Umfang einer 
effizienten Digitalisierung der Netze und Prozesse in allen genannten Bereichen eine zentrale Rolle.  

Das klassische energiepolitische Dreieck zeigt die zentralen gesellschaftlichen Ziele für das Energiesystem, die es 
stets auszubalancieren gilt: Wirtschaftlichkeit, Nachhaltigkeit und Versorgungssicherheit. In Anlehnung an dieses 
energiepolitische Zieldreieck kristallisierte sich im Rahmen dieser Studie heraus, dass in der konkreten Umsetzung 
der Transformation zur Klimaneutralität Finanzierbarkeit und Bezahlbarkeit von Energie in einem Spannungsverhält-
nis stehen, das austariert werden muss, damit die Transformation weiter voranschreiten kann. Die Debatte zur Fi-
nanzierung der hohen Investitionsbedarfe findet derzeit im Spannungsfeld zwischen den Interessen der Betreiber-
seite und deren Kapitalgebern sowie der Verbraucherseite statt (Abb. 1).  

 

Abbildung 1 Zieldreieck des Ordnungsrahmens 

Es muss eine Balance gefunden werden zwischen attraktiven Finanzierungsbedingungen im Interesse der Betreiber 
und bezahlbaren Preisen für Gewerbe, Industrie und Haushalte. Gleichzeitig ist ein optimierter und kosteneffizienter 
Investitionsplan erforderlich, um Kosten des Umbaus so niedrig wie möglich zu halten. Die hohen Investitionsvolu-
mina, die zu finanzieren sind, erfordern Anstrengungen und Maßnahmen auf vielen Ebenen. Diese Studie soll daher 
die notwendigen Weichenstellungen bei lokalen Energieinfrastrukturunternehmen beleuchten. Sie untersucht die 
betriebswirtschaftliche Perspektive der Unternehmen sowie die Auswirkungen auf die Netzkunden.  
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1.2 Zielsetzung und Aufbau 

Die Notwendigkeit einer neuen dena-Verteilnetzstudie ergibt sich aus den komplexen Herausforderungen, denen 
die deutschen VNB bei der Umsetzung der Energiewende gegenüberstehen. Bisherige Studien haben sich meist 
nur auf die Netzsicht und die volkswirtschaftliche Perspektive dieser Problematik konzentriert. Integrierte Ansätze 
und die betriebswirtschaftliche Ebene wurden bisher nur vereinzelt betrachtet. Um die sektorenübergreifende Ent-
wicklung der Energieinfrastrukturen effektiv zu planen und die Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung der 
Gas- und Wasserstoffverteilnetze sowie der Wärmenetze zu reduzieren, ist ein umfassender und integrierter An-
satz erforderlich. Diese Studie betrachtet die bestehenden Herausforderungen ganzheitlich und entwickelt praxis-
nahe Lösungen, die sowohl technische als auch betriebswirtschaftliche Aspekte berücksichtigen. Erste Vorarbeiten 
zur vorliegenden Studie, die die integrierte Entwicklung der sektorübergreifenden Energieinfrastrukturen in den 
Blick nehmen sind z. B. der „dena-Praxisdialog Integrierte Energieinfrastrukturen“ [12] und „Infrastrukturen verbin-
den” des BDEW. [13] 

Für die koordinierte Planung ist auch die Kommunale Wärmeplanung (KWP) ein zentrales Instrument, welche aktuell 
erstmals in den Kommunen durchgeführt wird, mit dem Ziel, den vor Ort besten und kosteneffizientesten Weg zu 
einer klimafreundlichen und fortschrittlichen Wärmeversorgung auf Basis der lokalen Randbedingungen zu ermit-
teln. Dadurch werden auch die Unsicherheiten über die Entwicklung der Gas-, Strom-, Wasserstoffverteilnetze und 
Wärmenetze reduziert. 

Die Annahmen für diese Studie basieren maßgeblich auf den Langfristszenarien des BMWK aus dem Jahr 2024, die 
das deutsche Energiesystem bis 2045 betrachten und dabei auch die Klimaziele des Bundesklimaschutzgesetzes 
(KSG) und des Pariser Klimaabkommens berücksichtigen. Diese dienen der strategischen Planung und sind Grund-
lage für weitere Planungsprozesse wie die Netzentwicklungspläne der Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB). Diese sind 
mit Unsicherheiten behaftet, da sie auf Annahmen und Prognosen über zukünftige Entwicklungen basieren. Sie bil-
den keine zukünftigen, individuellen Kundenentscheidungen ab. Vor allem auf lokaler Ebene ist daher die Unsicher-
heit weiterhin groß, da für die Entwicklung der Verteilnetze auch die Kundenentscheidungen vor Ort maßgeblich 
sind. In allen Fällen muss in der Zukunft eine langfristige und tragfähige Versorgungsperspektive für die Kunden ge-
geben sein. 

Die deutschen Verteilnetze sind geprägt von einer hohen strukturellen Diversität und einer Vielzahl von heterogen 
aufgestellten VNB. Diese Vielfalt ergibt sich aus historischen Entwicklungen, regional unterschiedlichen Versor-
gungsstrukturen und variierenden Betreiberstrategien. Um den unterschiedlichen Voraussetzungen und Gegeben-
heiten gerecht zu werden, bedarf es verschiedener Strategien und Wege, die netzbetreiberindividuell und regional-
spezifisch eine bestmögliche Transformation ermöglichen. Da eine vollumfängliche, spartenübergreifende Betrach-
tung aller Verteilnetze und deren Betreiber im Rahmen dieser Studie nicht möglich ist, soll anhand eines repräsen-
tativen, integrierten VNB unter Verwendung verschiedener Sensitivitätsanalysen eine möglichst gute Übertragbar-
keit der Ergebnisse auf den Großteil der deutschen VNB erreicht werden. Nichtsdestotrotz sind eine Verallgemei-
nerung und Übertragbarkeit der Ergebnisse auf konkrete VNB nur eingeschränkt möglich. Diese Studie soll vor allem 
die betriebswirtschaftlichen Effekte unterschiedlicher Entwicklungen abbilden und eine Diskussion über Instru-
mente ermöglichen. Sie stellt keine abschließende Entscheidungsgrundlage für VNB vor Ort dar. Diese Studie liefert 
eine methodische Blaupause für die betriebswirtschaftliche Analyse zur Transformation der Verteilnetze, welche für 
die individuelle Analyse der VNB als Grundlage dienen kann. 

Das aus Partnermitteln finanzierte Projekt setzte sich aus Beteiligten der dena, den Gutachtern von BET Consulting, 
der BMU Energy Consulting, der Bergischen Universität Wuppertal und insgesamt 26 Projektpartnern zusammen. 
Die Gruppe der Projektpartner bestand sowohl aus kommunalen Stadtwerken und Konzerngesellschaften als auch 
aus städtischen und ländlichen Flächennetzbetreibern - quer durch die Republik. Dabei handelt es sich jeweils um 
Unternehmen, welche die Sparten Strom, Wärme und Gas unter sich vereinen oder sich zumindest in einem Ver-
bund mit den Betreibern der jeweils noch fehlenden Netzsparten befinden: badenovaNETZE GmbH, RheinNetz 
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Gmbh, Bielefelder Netz GmbH, Bayernwerk Netz GmbH, EAM Netz GmbH, e-Netz Südhessen AG, Energie Mit-
telsachsen GmbH, E.ON SE, EWE-Netz GmbH, inetz GmbH, Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH, N-ERGIE 
Netz GmbH/ N-ERGIE AG, Netze Duisburg GmbH, Netzgesellschaft Düsseldorf mbH, Stadtnetze Münster GmbH, 
Stadtwerke Bochum GmbH, Stadtwerke Herne AG, Stadtwerke München GmbH, Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze 
GmbH, Stadtwerke Witten GmbH, Hamburger Energienetze GmbH, Syna GmbH, Thüga AG, VSE Verteilnetz GmbH 
und WEMAG Netz GmbH. 

Das Projekt soll sich den aktuellen Herausforderungen aus der Perspektive der VNB widmen, um zentrale Fragen zu 
beantworten: 

• Wie kann es den VNB gelingen, die Energiewende lokal voranzutreiben, den Versorgungsauftrag möglichst 
kostengünstig umzusetzen, die von den VNB beeinflussbaren Anteile der Netzentgelte für Energie bezahlbar 
zu halten und gleichzeitig Kapital für weitere Investitionen in die Netze zu gewinnen? 

• Welche Maßnahmen können die VNB selbst ergreifen, um die Herausforderungen zu meistern, und wo benö-
tigen sie externe Unterstützung? Welche ungeklärten Fragen müssen insbesondere von regulatorischer und 
gesetzlicher Seite noch beantwortet werden, um die Herausforderungen effektiv zu bewältigen? 

Ein zentrales Ziel des Projekts ist es, mit einem ganzheitlichen Blick die Bedarfe und Notwendigkeiten der VNB 
sichtbar zu machen. Dazu gehört die Unterstützung bei der Erstellung von langfristig stabilen gesetzlichen und re-
gulatorischen Rahmenbedingungen als Basis für alle Finanzierungsmöglichkeiten der Investitionen der VNB und die 
Verbesserung der Kommunikation in Richtung Politik, um einen besseren Praxisbezug und die Umsetzbarkeit der 
gesetzlichen Regelungen sicherzustellen. 

Das Vorgehen der dena-Verteilnetzstudie II gliederte sich in vier Schritte: 

1. Auf Basis von Workshops mit den Partnern und der Analyse des aktuellen gesetzlichen Rahmens wurden die 
aktuellen Herausforderungen sowohl innerhalb als auch außerhalb der VNB ermittelt und analysiert. Dabei 
lag der Fokus auf der koordinierten Entwicklung der Energieinfrastrukturen, Digitalisierung und Betriebsfüh-
rung sowie der Finanzierung und den betriebswirtschaftlichen Aspekten. 

2. Das Kernelement ist die quantitative, technische Modellierung eines Musternetzes und eines Muster-VNB. 
Diese Modellierung ermöglicht es, die Auswirkungen der sich verändernden Netzeigenschaften (Energiemix, 
Anteil Einspeiser/Verbraucher, Netzlänge, Netzbestandteile etc.) an einem ausgewählten Beispiel-VNB spe-
zifisch darzustellen, während die Ergebnisse dennoch exemplarisch für die Herausforderungen und Lösungen 
anderer VNB stehen.1  

3. Die technischen Ergebnisse wurden in betriebswirtschaftliche Kennzahlen überführt, um die konkreten Ef-
fekte der Veränderungen auf die betriebswirtschaftliche Situation der VNB sowie Auswirkungen auf Endkun-

 
 

 

1  Der Muster-VNB ist ein in der Verteilnetzstudie II erstelltes repräsentatives Modell einer typisierten Kommune mit 100.000 Einwohnern. Es 
dient dazu, typische Herausforderungen und Bandbreiten der Energieversorgung in Verteilnetzen der Sparten Strom, Gas und Wärme zu 
analysieren und Lösungen zu modellieren. Dabei wurden die deutschlandweiten Entwicklungspfade der Langfristszenarien des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) auf die Referenzkommune übertragen. Die Annahmen und die darauf basierenden Modellie-
rungsergebnisse sind im Gutachten unter Kapitel 2 und 9.2.2 dargestellt. Die Ergebnisse stehen exemplarisch für andere VNB, auch wenn im 
Einzelfall regionale Unterschiede in Netzstruktur, Siedlungsdichte, Energiebedarf und Entwicklungspfad zu teilweise anderen Ergebnissen 
führen können.  
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denpreise und notwendige Investitionen zu beleuchten. Hinzu kommen Lösungsansätze und Handlungsemp-
fehlungen auf Basis der Modellierungsergebnisse. Die Studie betont die Heterogenität der VNB im Rahmen 
diverser Sensitivitätsanalysen, z. B. für Flächennetzbetreiber. 

4. Basierend auf den Modellierungsergebnissen wurden im Rahmen eines Stakeholderprozesses in Workshops 
und Fachgesprächen gemeinsam mit den Partnern mögliche qualitative und quantitative Lösungsansätze für 
eine erfolgreiche Transformation ermittelt und diskutiert. Schließlich wurden daraus Handlungsempfehlun-
gen abgeleitet. 

Das Projekt richtet sich dabei in erster Linie an die VNB selbst, aber auch an andere Vertreter der Energiebranche 
(ÜNB, Verbände etc.). Darüber hinaus soll das Projekt aber auch Akteuren der Finanzbranche und Fachöffentlichkeit 
Orientierung geben, um die Situation der VNB besser zu verstehen und bewerten zu können. Zusätzlich richtet sich 
das Projekt insbesondere an politische Entscheidungsträger der Bundes-, Landes- und Kommunalpolitik, um einen 
gesamtheitlichen Einblick in die Situation der VNB zu geben, Verständnis für die Herausforderungen zu fördern und 
Lösungsansätze aufzuzeigen. 
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2 Handlungsfelder 

In diesem Kapitel werden die Ausgangslage und die Herausforderungen der identifizierten Handlungsfelder vorge-
stellt und die Lösungsansätze, welche sich aus der Studie ergeben, genauer erläutert. Das Ziel dieses Kapitels ist es, 
die Ergebnisse der Studie in die energiepolitische Debatte einzuordnen und die Diskussionsergebnisse im Partner-
kreis sichtbar zu machen, die thematisch über die im Gutachten detailliert untersuchten Fragen hinausgehen. Da-
bei werden weitere einschlägige Studien und Projekte berücksichtigt, um ein umfassendes Bild zu zeichnen. Ein 
weiterer wichtiger Aspekt ist die Benennung zentraler öffentlicher Debatten in den Schwerpunktbereichen und die 
Identifizierung möglicher Spannungsverhältnisse. Auf dieser Basis werden zentrale, möglichst konkrete Handlungs-
empfehlungen destilliert, die sich an die Unternehmen richten. Zudem werden Handlungsfelder für die Anpassung 
des Ordnungsrahmens identifiziert, um die Umsetzung der vorgeschlagenen Lösungen zu unterstützen. 

2.1 Handlungsfeld 1: Attraktive Investitionsbedingungen und vielfältige 
Finanzierungsquellen 

Die Energiewende erfordert hohe Investitionen in die Verteilnetze. VNB erwarten historische, bisher nicht dagewe-
sene Finanzierungsbedarfe. Diese Investitionen müssen entsprechend finanziert werden und stellen VNB vor große 
Herausforderungen. Eine Balance zwischen Transformationsumfang und -geschwindigkeit, attraktiven Finanzie-
rungsbedingungen im Interesse der Betreiber und der Kapitalgeber sowie gerechten und bezahlbaren Preisen für 
Gewerbe, Industrie und Haushalte muss gefunden werden. Dies zeigt sich auch in den ausführlichen Analysen des 
Gutachtens (vgl. Kapitel 9) und den dort beschriebenen Lösungsoptionen. Im Folgenden werden die zentralen Her-
ausforderungen und Lösungsansätze im Handlungsfeld Finanzierung erörtert und im Hinblick auf die weitere Dis-
kussion eingeordnet. 

2.1.1 Ausgangslage 

Netzinfrastruktur war über lange Zeit von Stabilität geprägt. Das Investitionsvolumen war auf Erhalt der Substanz 
ausgerichtet und konnte weitgehend durch Innenfinanzierung aus Abschreibungen realisiert werden. Darüber hin-
aus kam es zu einzelnen geplanten Erweiterungen oder auch Stilllegungen. Die Finanzierung der Infrastruktur wurde 
zumeist mit klassischen Methoden durchgeführt. Das bedeutet, die Gesellschafter brachten das Eigenkapital ein. 
Über Fremdfinanzierung wurde den Unternehmen weiteres Kapital von außen zugeführt. Dies waren zumeist Kredit-
aufnahmen, z. B. über Hausbanken. 

Erwirtschaftete Überschüsse wurden i. d. R. vollständig an Gesellschafter ausgeschüttet. Die Unternehmen verfüg-
ten zumeist über eine solide Eigenkapitalbasis und es war häufig sogar möglich, neue Geschäftsfelder zu entwi-
ckeln und Infrastrukturen zu erweitern. Gesellschafter sind entweder kommunale oder private Träger oder ein Mix 
aus beiden. 

Netzinfrastrukturen sind sehr kapitalintensiv. Die Investitionen weisen zu Beginn einen hohen Kapitalbedarf und ei-
nen hohen Fixkostenanteil auf. Die Lebensdauer und Investitionszyklen von Netzinfrastrukturen erstrecken sich 
über mehrere Jahrzehnte. Der Refinanzierungszeitraum solcher Investitionen ist daher ebenfalls sehr langfristig 
ausgelegt. 

2.1.2 Herausforderungen 

Das Energiesystem und so auch VNB befinden sich in der Transformation zu einem klimaneutralen Energiesystem. 
Heute stehen VNB bei der Finanzierung ihrer Geschäftstätigkeit vor großen Herausforderungen. In Summe liegen 
spartenübergreifend die für die Transformation notwendigen Investitionen deutlich über dem bisherigen Niveau. 
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Besonders in den kommenden 10 bis 15 Jahren ist ein erheblicher Anstieg des Investitions- und somit Kapitalbe-
darfs zu erwarten. Die durchschnittlichen jährlichen Investitionen des modellierten Muster-VNB steigen verglichen 
mit dem Jahr 2024 spartenübergreifend bis 2045 um 85–123 %. Für Energieinfrastrukturen bei Strom, Wärme und 
Wasserstoff sind daher deutliche Ausweitungen der Investitionen erforderlich. Aufgrund der hohen Liquiditätsbe-
darfe und bestehender Beschränkungen der Aufnahmefähigkeit weiteren Kapitals ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
eine Finanzierung der Transformation nicht sichergestellt. 

Im Strombereich erwarten die VNB in den nächsten 20 Jahren historische, bisher nicht dagewesene Finanzierungs-
bedarfe im regulierten Geschäftsumfeld. Die überwiegend privatwirtschaftlichen oder kommunalen Eigentümer der 
Unternehmen haben dabei Gewinn- und Ausschüttungserwartungen, die sich an einer risikoadäquaten Verzinsung 
des eingesetzten Kapitals orientieren. Die Bereitschaft bzw. Fähigkeit zur Erhöhung von Eigenkapital durch beste-
hende oder zusätzliche Eigentümer ist häufig begrenzt. Klassische Mechanismen der Kapitalbeschaffung stoßen 
häufig an ihre Grenzen. So bestehen Zweifel, inwiefern bspw. zusätzliches Eigenkapital in ausreichendem Umfang 
ohne eine Erhöhung der Eigenkapitalrendite eingeworben werden kann. Ausschüttungsverträge mit Gesellschaftern 
(Pflicht zur Abführung von Gewinnen) begrenzen die Möglichkeiten der Innenfinanzierung. Bei alleiniger Finanzierung 
durch Fremdkapital kann Überschuldung bzw. eine Verzögerung oder das Ausbleiben von Investitionen drohen. 
Durch eine nicht ausreichend sichergestellte Finanzierung wird die Erreichung des Ziels Klimaneutralität gefährdet. 

Darüber hinaus ist die angemessene Dimensionierung der Infrastrukturen und die Vermeidung von unnötigen Dop-
pelstrukturen zwischen den Energieträgern Methan und Wasserstoff ein zentraler Treiber für die Höhe der System-
kosten. Es besteht jedoch Unsicherheit, wann einzelne Teile der Gasinfrastruktur stillgelegt oder auf Wasserstoff 
umgestellt werden können. Erfolgt die Transformation ungesteuert und ohne Koordination, sind die Herausforde-
rungen umso höher, da bestehende Methanleitungen noch benötigt werden und für die Deckung der Nachfrage ein 
entsprechender Neubau der Wasserstoff-Netzinfrastruktur erforderlich wäre. Der Rückgang des Methanverbrauchs 
und der Kundenanzahl erhöhen zudem die von Verbrauchern zu zahlenden Gas-Netznutzungsentgelte. Darüber 
hinaus muss über die Möglichkeit der Stilllegung von Netzgebieten entschieden und der Stilllegungsprozess organi-
siert werden. Für diese Prozesse gibt es bislang aber noch keine rechtliche Grundlage. Auf der anderen Seite muss 
der Hochlauf der Wasserstoff-Verteilnetzinfrastruktur geplant und organisiert werden. Diese Aspekte sind mit ho-
her Unsicherheit behaftet, sowohl bezüglich der Nachfragemengen und Kosten des Energieträgers als auch des 
Zeitpunktes und der Verfügbarkeiten. Zudem läuft eine Debatte, wie angesichts der verschiedenen Unsicherheiten 
die Finanzierung von Wasserstoffverteilnetzen sichergestellt werden kann. 

Für den Ausbau neuer Wärmenetze und die Transformation zu klimaneutralen Erzeugungsstrukturen sind ebenfalls 
hohe Investitionssummen für Netzbetreiber zu erwarten. Hinzu kommen lokal verschiedene Verfügbarkeiten dekar-
bonisierter Wärmequellen sowie Unsicherheiten bezüglich der realisierbaren Anschlussquote in neuen Wärmenetz-
gebieten. Beide Aspekte stellen für die Wirtschaftlichkeit entscheidende Parameter dar. Im Gegensatz zum Strom- 
und Gassektor unterliegen Wärmenetze keiner vergleichbaren Regulierung. Ihr Betrieb ist privatwirtschaftlich bzw. 
kommunal organisiert. Der Aufbau und die Etablierung von Wärmenetzen ist in der Regel historisch gewachsen und 
hängt sehr stark von den lokalen Gegebenheiten ab. Wärmenetze weisen natürliche Monopolstrukturen auf. Aller-
dings stehen die Wärmeversorger teilweise in einem Systemwettbewerb mit anderen Technologien der gebäude-
integrierten Wärmeversorgung (z. B. Biomasse oder Wärmepumpen). Deshalb müssen Wärmeversorger ein attrak-
tives, marktfähiges Produkt anbieten. Wie intensiv dieser Systemwettbewerb sowohl heute als auch künftig zwi-
schen den Heizsystemen sein wird und welche Konsequenzen daraus zu ziehen sind, wird kontrovers diskutiert. [14]  

Die Herausforderungen bei der Finanzierung hängen im Wesentlichen von den für Transformation und Netzausbau 
erforderlichen Investitionen, dem Förderrahmen sowie der Möglichkeit zur Preisweitergabe ab. Der Auf- und Umbau 
von Wärmenetzen ist sehr kapitalintensiv und durch lange Amortisationszeiträume gekennzeichnet. Der Fixkosten-
anteil an den Investitionen wird in künftigen dekarbonisierten Wärmenetzen zunehmen (vgl. Gutachten Abschnitt 
8.3.4). Zudem zeigen die Berechnungen im Gutachten, dass die Wärmevollkosten bei hohen Investitionsbedarfen 
und trotz hoher Anschlussquote auf ein Niveau steigen können, das innerhalb des heutigen Ordnungsrahmens 
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nicht gegenüber den Verbrauchern durchsetzbar wäre. Es würde die Zahlungsbereitschaft bzw. -fähigkeit der End-
kunden übersteigen. Dies verdeutlicht die besonders angespannte wirtschaftliche Situation neuer und zu dekarbo-
nisierender Wärmenetze (vgl. Gutachten Abschnitt 1.5.4). 

Die Finanzierung der hohen Investitionsbedarfe unterliegt bereits einer intensiven Debatte. Sie findet im Span-
nungsfeld zwischen den Interessen der Netzbetreiber, der Kapitalgeber, der Verbraucher und den Zielen für die 
Transformation des Energiesystems statt. Die Ziele der Energiewende müssen erreicht werden. Dies bedeutet, dass 
die dafür erforderlichen Investitionen umgesetzt werden. Gleichzeitig sind Effizienzpotenziale durch Ordnungsrah-
men und Netzbetreiber zu heben, um den Ausbau auf das notwendige Maß zu begrenzen. Darüber hinaus muss 
eine Balance gefunden werden zwischen den Interessen der Betreiber und Kapitalgeber bezüglich Wirtschaftlich-
keit und Finanzierbarkeit sowie bezahlbaren Preisen für Gewerbe, Industrie und Haushalte. Hierfür muss der Ord-
nungsrahmen die Leitplanken schaffen, damit sich bei bezahlbaren Preisen Betreiber finden, die entsprechende 
Investitionen tätigen und auch refinanzieren können. 

In der Sparte Strom gibt es eine Debatte über die Erhöhung des regulierten Eigenkapitalzinses. Neben dem Leitzins 
der Europäischen Zentralbank spielt in dieser Debatte auch der Zinsabstand zwischen risikoloser Verzinsung, Zins-
niveau der Kreditaufnahme und regulatorischer Verzinsung des Eigenkapitals eine große Rolle. Aus Sicht der inves-
titionsintensiven Netze ist neben allen weiteren in dieser Studie genannten Punkten auch sicherzustellen, dass die 
Eigenkapitalzinssätze ausreichend hoch und attraktiv sind. 

Auch in der Wärmesparte verläuft eine Debatte entlang dieser Bruchlinien. Netzbetreiber benötigen für die Finan-
zierung des Ausbaus und Umbaus ein wirtschaftlich tragfähiges Geschäftsmodell und verlässliche Rahmenbedin-
gungen, welche die Unsicherheiten und Risiken der hohen und langfristig gebundenen Investitionen reduzieren. 
Gleichzeitig besteht ein Interesse an möglichst geringen Wärmepreisen und einer transparenten Preissetzung. 
Diese wirkt sich auch auf die Akzeptanz und damit Anschlussquote einer wärmenetzgebundenen Versorgung aus. 
Daher suchen Wärmenetzbetreiber heute bereits nach Dritteinspeisern, die Erneuerbare Energien oder Abwärme 
ins Fernwärmenetz einspeisen. Auch zukünftig ist weiterhin die Einbindung von Wärme aus Drittquellen dort zu 
prüfen, wo sie technisch machbar und ökonomisch sowie ökologisch sinnvoll ist. In diesem Kontext wird eine Dis-
kussion zur Wahrung der Verbraucherrechte und Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen bis hin zu einer mög-
lichen Einführung einer Preisüberwachung bzw. -regulierung geführt. In der Branche ist umstritten, ob und inwieweit 
ein Drittzugang im Wärmebereich die Systemkosten reduzieren und letztendlich die Finanzierungsbedingungen 
verbessern kann. Dies wird von Marktteilnehmern unterschiedlich bewertet. Diese Diskussion muss vertieft werden, 
damit der Ordnungsrahmen zu einer sachgerechten Lösung beitragen kann. 
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2.1.3 Lösungsansätze 

Die nachstehende Tabelle 2 gibt eine Übersicht der im Rahmen der Studie erarbeiteten Handlungsempfehlungen 
für das Feld Finanzierung. 

Tabelle 2  Handlungsempfehlungen im Feld Finanzierung 

Handlungsempfehlungen  Akteur 

Im Rechts- und Regulierungsrahmen 
die Grundlage für wirtschaftlich trag-
fähige Geschäftsmodelle sicherstel-
len und Verbraucherinteressen wah-
ren 

Ausstattung der VNB mit ausreichend Eigen- und Fremdkapital sicherstellen. Zu-
dem sicherstellen, dass die für die Transformation erforderlichen Kosten gedeckt 
werden können und im Ergebnis auch die Kapitalverzinsung erwirtschaftet wer-
den kann - unter der Maßgabe der Effizienz. Unvermeidbare Kostenbelastungen 
für Verbraucher sozialverträglich gestalten.  

BNetzA, Bund 

Kapitalbeschaffung durch vielfältige 
Finanzierungsquellen ausweiten 

Höhere Eigen- und Fremdkapitalzuflüsse sicherstellen, unter fallspezifischer Be-
rücksichtigung eines nachhaltigen Verschuldungsgrads, Ausschüttungsverpflich-
tungen und Thesaurierungsmöglichkeiten gegenüber Gesellschaftern. 

VNB 

Flankierend zu klassischen Finanzie-
rungsmodellen Alternativen wie Hyb-
ridkapital oder Off-Balance-Lösun-
gen prüfen 

Fallspezifische Optionen zur Aufnahme von Mezzanine-Kapital und Gründung ex-
terner Gesellschaften, wie des entwickelten AssetCo Modells, prüfen. 

VNB 

Konkrete Ausarbeitungsmöglichkeiten des optionalen AssetCo Modells prüfen. BNetzA, Bund  

Um die Transformationsfinanzierung 
zu sichern, auch staatliche Förder-
maßnahmen prüfen.  

Gezielte Fördermaßnahmen können die Finanzierung in schwierigen Situationen 
unterstützen. Zu prüfen sind: staatliches Mezzanine-Kapital, zinsgünstige (Kom-
munal)kredite oder staatliche Eigenkapitalbeteiligungen. 

Bund, Länder 

In der Wärme- und Gassparte zu-
sätzliche Herausforderungen mit 
Blick auf den Ordnungsrahmen lösen 

Ausgestaltung prüfen für Finanzierung von Wasserstoffverteilnetz-Hochlauf, Bio-
methancluster, gesteuerte Gasnetztransformation, die Kostensenkungen bringt. 

BNetzA, Bund 

Förderrahmen für gesamtwirtschaftlich sinnvolle Wärmenetze langfristig verläss-
lich weiterentwickeln und verschiedene Mechanismen aufeinander abstimmen. 
Preisbildung und Preisstrukturen anpassen, um Refinanzierungskraft und Trans-
parenz zu erhöhen und Bezahlbarkeit sicherzustellen. 

Bund 

 

Im Rechts- und Regulierungsrahmen die Grundlage für wirtschaftlich tragfähige Geschäftsmodelle sicherstellen 
und Verbraucherinteressen wahren 

Aus den zuvor beschriebenen Herausforderungen ergibt sich die Frage, wie VNB die hohen Finanzierungsbedarfe 
stemmen können. Dafür müssen diese pro Sparte adäquate Finanzierungswege finden. Zudem müssen Wege für 
den Umgang mit bestehenden Unsicherheiten gefunden werden. 

Vor dem Hintergrund hoher Investitionen in Netzverstärkung, -ausbau und Dekarbonisierung sowie Digitalisierung 
ist es notwendig, dass Geschäftsmodelle für VNB und potenzielle Kapitalgeber wirtschaftlich tragfähig bleiben. Für 
eine gelungene Finanzierung über privates Kapital (sowohl Eigen- als auch Fremdkapital) muss der Rechts- und 
Regulierungsrahmen die Grundlage dafür sicherstellen. Ohne diese Basis ist eine Finanzierung nicht gewährleistet. 
Denn Kapitalgeber wären hierbei nicht bereit, zu investieren oder Kredite zu vergeben.  

Die Ergebnisse der Modellierung verdeutlichen beispielsweise, dass im aktuellen Ordnungsrahmen neue Wärme-
netze mit sehr hohen Investitionsbedarfen bei gegebener Förderkulisse bzw. aktuellem Niveau der Wärmepreise 
nicht wirtschaftlich tragfähig sind. Auch im Stromsektor spielt der Rechts- und Regulierungsrahmen eine entschei-
dende Rolle für die Finanzierung der hohen Investitionskosten. Die regulatorisch festgelegten Eigenkapitalzinssätze 
haben eine hohe Bedeutung für die Attraktivität von Netzinvestitionen. Sind diese zu niedrig angesetzt, besteht das 
Risiko, dass Kapitalgeber alternative Anlagemöglichkeiten bevorzugen bzw. nicht bereit sind, das Kapital für Investi-
tionen in Stromnetze bereitzustellen, und dies gefährdet die notwendige Finanzierung der Netzinfrastruktur. Dabei 
sind der Leitzins der Europäischen Zentralbank, der Zinsabstand zwischen risikoloser Verzinsung, das Zinsniveau 
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der Kreditaufnahme und regulatorischer Verzinsung des Eigenkapitals von zentraler Bedeutung. Eine angemessene 
Verzinsung bildet dabei neben den Kapitalkosten, auch Risiken ab, welche sich z. B. durch lange Amortisationszeiten 
oder hohe Planungsunsicherheit ergeben. Die Debatte um eine Anpassung der Eigenkapitalrendite hat sich ange-
sichts der verschiedenen Herausforderungen verschärft.  

Die BNetzA hat im Februar 2024 den sogenannten NEST-Prozess („Netze. Effizient. Sicher. Transformiert.“) zur Neu-
gestaltung des Regulierungsrahmens für Strom- und Gasnetzbetreiber gestartet. Im Mittelpunkt stehen die Überar-
beitung der Anreizregulierung, Kosten- und Erlösbestimmung, inklusive der regulatorisch bestimmten Eigenkapital-
verzinsung. In diesem Zuge wird aktuell ein „Festlegungsverfahren von Methoden für die Ermittlung eines pauscha-
lierten Kapitalverzinsungssatzes“ durchgeführt. Im Rahmen der Konsultation des Festlegungsentwurfs im Sommer 
2025 sollten die Ergebnisse dieser Studie in die Debatte einfließen.  

VNB, deren Kapitalgeber und die Gutachter der Verteilnetzstudie II sprechen sich für eine weitere Erhöhung der 
regulierten Eigenkapitalzinsen gegenüber dem heutigen Niveau aus. Zudem befürworten sie die Festsetzung eines 
kapitalmarktgerechten Fremdkapitalzinssatzes, der die Deckung der Fremdkapitalkosten auf Seiten der VNB ge-
währleistet. Um die Attraktivität von Investitionen in die Netzinfrastruktur zu wahren bzw. zu erhöhen, scheint es im 
Hinblick auf die Debatte sinnvoll, dass die BNetzA im Rahmen des NEST-Prozesses mit Blick auf die Kapitalverzin-
sung die zukünftige, internationale Marktentwicklung antizipiert und berücksichtigt. 

Die Finanzierung der Transformation befindet sich im Spannungsfeld zwischen den Interessen der Verbraucher und 
Betreiber – ein Ausgleich ist notwendig: Zur Sicherstellung der Finanzierbarkeit der Transformation auf Unterneh-
mensebene sowie der Bezahlbarkeit und somit der Akzeptanz auf Verbraucherseite reicht es nicht aus, sich bei 
den zu ergreifenden Maßnahmen auf einzelne Aspekte zu beschränken. Aufgrund der hohen Volumina sollten 
sämtliche Maßnahmen zur Reduktion der Systemkosten und somit Investitionsvolumina ergriffen werden. Dazu ge-
hören verschiedene Maßnahmen, zum Beispiel eine verstärkte koordinierte Planung von Energieinfrastrukturen (Ab-
schnitt 2.2) und die Erweiterung des rechtlichen Rahmens zur Nutzung netzdienlicher Flexibilität. Auch flexible 
Netzanschlussvereinbarungen können dazu beitragen, Netzanschlüsse besser auszunutzen (Abschnitt 2.3). Doch 
auch nach Hebung möglichst vieler Optimierungspotentiale verbleiben weiterhin hohe Investitionen, die durch 
Netzbetreiber zu finanzieren sind (vgl. Gutachten Abschnitt 1.5.5). 

Gleichzeitig ist sorgsam auszutarieren, inwieweit die Verbraucherseite angemessen an den Kostenentwicklungen 
beteiligt werden kann. In einem gewissen Umfang werden Anstiege der Kostenbelastung unvermeidbar sein. 
Gleichwohl sind die Interessen und Rechte der Verbraucher zu wahren und anstehende Preisanstiege auf ein ent-
sprechendes Mindestmaß zu reduzieren.  

Die Berechnungen der Modellierung zeigen, dass in allen Sparten ein Kostendruck auf die Netzentgelte bzw. Abnah-
mepreise besteht. Im Stromsektor wachsen die modellierten Netzentgelte (nicht inflationsbereinigt) und unter der 
Annahme eines unveränderten Regulierungsrahmens einschließlich der Effekte im Übertragungsnetz in etwa um 
den Faktor zwei. Dies würde perspektivisch eine Verdopplung der Netzentgelte für Endkunden bedeuten.  

In der Wärmesparte würden die Wärmevollkosten in einem Szenario mit hohen Investitionskosten trotz hoher An-
schlussquote auf ein Niveau steigen, das innerhalb des heutigen Ordnungsrahmens nicht umsetzbar wäre. Zudem 
würde das Niveau die Zahlungsbereitschaft der Endkunden übersteigen. Dies verdeutlicht die besonders ange-
spannte wirtschaftliche Situation neuer und zu dekarbonisierender Wärmenetze (vgl. Gutachten Abschnitt 8.3). 

Auch in der Methansparte zeigen die Berechnungen eine vergleichbare Entwicklung. Für die verbleibenden Nutzer 
steigen die netzbezogenen Kosten deutlich an, insbesondere im späteren Verlauf der Transformation. Ähnliche 
Herausforderungen zeigen sich beim Hochlauf von Wasserstoffverteilnetzen, die ohne eine geklärte Finanzierung 
ebenfalls hohe Belastungen für Netzkunden verursachen können (vgl. Gutachten Abschnitt 7.3.). 
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Das bedeutet im Ergebnis, dass alle Anstrengungen unternommen werden sollten, um die Systemkosten so weit 
wie möglich zu senken. Ziel ist es, den erforderlichen Netzausbau auf das notwendige Maß zu begrenzen und damit 
ein klimaneutrales Energiesystem effizient zu gestalten. Die verbleibenden zusätzlichen Systemkosten sollten mög-
lichst gering ausfallen. Diese müssen entweder durch die Endkunden getragen werden, auf alle Netznutzer (Einspei-
sung und Verbrauch) verteilt oder durch staatliche Maßnahmen abgemildert bzw. anders verteilt werden. Dies kann 
sowohl darin bestehen, durch Änderungen am Ordnungsrahmen Optimierungspotential zu heben, die Förderkulisse 
weiterzuentwickeln als auch durch staatliche Beihilfen den Anstieg der Netzentgelte zu begrenzen. So können ent-
weder die Kosten auf andere Schultern (z. B. Bundeshaushalt, andere Verbrauchsgruppen) oder auf andere Zeit-
räume (z. B. durch Amortisationskonto oder Kreditfinanzierung) verteilt werden (vgl. Abschnitt 1.5.5). 

Kapitalbeschaffung durch vielfältige Finanzierungsquellen ausweiten 

Verteilnetzbetreiber nutzen derzeit bereits ein breites Portfolio zur Beschaffung von Finanzmitteln. Die Höhe der 
Neuinvestitionen übersteigt in der Regel aber die Innenfinanzierungskraft der Unternehmen. Netzbetreiber müssen 
daher zusätzliche Kapitalquellen erschließen. Dazu sind auf Unternehmensebene eine Vielzahl von Maßnahmen er-
forderlich. Verteilnetzbetreiber bewegen sich bei der Finanzierung im Spannungsfeld zwischen dem umzusetzen-
den Investitionsplan sowie den Interessen der Gesellschafter und Banken. Finanzierungskonzepte müssen allen 
Parteien gerecht werden, um den größtmöglichen Nutzen zu stiften. 

Die Transformation der Energienetze verlangt hohe finanzielle Mittel, die das laufende operative Geschäft nicht al-
lein tragen kann. Die Menge zusätzlicher finanzieller Mittel ist vom betrachteten Szenario sowie der finanziellen Aus-
gangslage der Unternehmen abhängig und variiert entsprechend. Die im Rahmen des Gutachtens durchgeführten 
Berechnungen zeigen jedoch, dass negative Cashflows bis mindestens Mitte der 2030er Jahre auftreten können. 
Eine konstante externe Liquiditätszufuhr ist in diesem Fall notwendig (vgl. Abschnitt 9.2.2). 

Für die Liquiditätszufuhr gibt es verschiedene Lösungsansätze, die durch die Netzbetreiber in geeigneter Form 
kombiniert werden müssen. Untenstehende Abbildung 2 stellt klassische und alternative Finanzierungsmodelle von 
Unternehmen dar. Zentral für den Umfang der Finanzierungsfähigkeit ist in der Regel das Ausmaß der Eigenkapital-
ausstattung. Finanzierungsinstrumente sind daher in Bezug auf die Auswirkung auf den Verschuldungsgrad der Or-
ganisation zu beurteilen. Diese sind in Abschnitt 9.2.4 des Gutachtens im Detail erläutert. 

Klassische Finanzierungmodelle bestehen vor allem in der Beschaffung von Eigen- und Fremdkapital. Die Liquidi-
tätszufuhr kann entweder über Kreditaufnahme (Fremdkapital) oder Thesaurierung bzw. Eigenkapitalzufuhr erfol-
gen. Zur Sicherstellung der Finanzierung müssen die Instrumente Ausschüttung, Fremdkapitalaufnahme, Thesaurie-
rung und Eigenkapitalzufuhr austariert werden. 
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Abbildung 2  Klassische und alternative Finanzierungsmodelle mit ihrer Auswirkung auf die Verschuldung 

In der Theorie sind drei Finanzierungskonzepte möglich: 

1. Eine Vollfinanzierung der Investitionen ausschließlich durch Fremdkapital, bei Aufrechterhaltung aller Aus-
schüttungen an die Gesellschafter. Banken beurteilen die Tragfähigkeit der Finanzierung anhand von Kenn-
zahlen. Werden diese Kennzahlen durch hohe Kreditaufnahmen nicht mehr eingehalten (drohende Über-
schuldung), verweigern Banken u.U. die Kreditbereitstellung bzw. die Finanzierung. Damit dies nicht eintritt, 
muss das Unternehmen die Eigenkapitalbasis erhöhen. 

2. Dies ist durch eine Thesaurierung der Gewinne oder Eigenkapitaleinlagen bestehender oder neuer Gesell-
schafter möglich. Bei diesem Konzept erfolgt daher weiterhin eine Vollfinanzierung durch Fremdkapital, bei 
gleichzeitiger Thesaurierung, um die Eigenkapitalbasis zu stärken. 

3. Teilfinanzierung der Investitionen durch Fremdkapital verbunden mit Thesaurierung sowie Eigenkapitalein-
lagen durch bestehende oder neue Gesellschafter. 

Flankierend zu klassischen Finanzierungsmodellen Alternativen wie Hybridkapital oder Off-Balance-Lösungen prü-
fen 

Die Thesaurierung von Gewinnen allein reicht häufig nicht aus, um die Finanzierung umfassend zu gewährleisten. 
Eigenkapitalgeber müssten u. U. über einen sehr langen Zeitraum hinweg vollständig auf Gewinnausschüttungen 
verzichten. Es ist nicht davon auszugehen, dass die Gesellschafter hierzu bereit sind. Um die Finanzierung der an-
stehenden Transformation sicherzustellen, müssen daher weitere Instrumente wie die Aufnahme von Eigenkapital 
durch bestehende oder neue Gesellschafter geprüft werden. Auch der Einsatz hybrider Instrumente oder von Off-
Balance-Lösungen sind in Betracht zu ziehen und bezüglich der Chancen und Risiken zu bewerten. 

Zusätzliche Eigenkapitaleinlagen können die Eigenkapitalquote stärken. Bestehende Gesellschafter sind allerdings 
oft nicht in der Lage oder bereit, zusätzliches Eigenkapital einzubringen. Die Aufnahme von Eigenkapital durch neue 
Gesellschafter ist durch die Einräumung von Stimmrechten an neue Investoren verbunden. Die Aufnahme neuer 
Gesellschafter ist oft nicht gewünscht oder möglich. 

Hybride Instrumente (auch Mezzanine-Kapital) wie stille Beteiligungen oder Genussrechte, können die Verschul-
dung entlasten. Mezzanine-Finanzierungen sind flexibel gestaltbare Finanzierungsformen mit Merkmalen sowohl 
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von Eigen- als auch Fremdkapital. Abhängig von der vertraglichen Ausgestaltung können sie wirtschaftlich als Ei-
genkapital anerkannt werden. Allerdings gehen sie in der Regel mit höheren Zinsen und einem höheren Risiko für 
den Gläubiger einher. 

Auch Off-Balance-Lösungen wie Projektfinanzierungen, Leasing oder Spezialfonds bieten Möglichkeiten, Investitio-
nen vorzunehmen, ohne den Verschuldungsgrad zu erhöhen. Bei der Projektfinanzierung erfolgt die Finanzierung 
außerhalb der Bilanz ohne oder mit nur begrenztem Rückgriff auf die Gesellschafter im Falle eines Kreditausfalls. 
Zudem wird das Risiko auf das Projekt begrenzt. Allerdings sind hohe Anforderungen an die Dokumentation sowie 
erhöhte Beraterkosten und Margen zu berücksichtigen. 

Im Rahmen der Studie wurde durch die BET ein freiwilliges Beteiligungsmodell mit der Bezeichnung AssetCo erar-
beitet. Dieser Vorschlag zielt darauf ab, die Finanzierungssituation insbesondere für Strom-VNB zu verbessern, 
ohne dass dabei die Bilanz belastet wird. Dies ist insbesondere für die VNB möglich, die handelsrechtlich nach HGB 
bilanzieren. Das Modell der AssetCo kann als Rückfalloption verstanden werden, um Betriebsmittel zu finanzieren, 
die durch reguläre Geschäftstätigkeit nicht finanziert werden können. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn durch 
die Finanzierung ein zu hoher Verschuldungsgrad entsteht. 

Der Vorschlag beinhaltet ein Pachtmodell, welches im Verteilnetzbereich eine übliche Konstruktion darstellt. Dabei 
wird durch den VNB eine externe Gesellschaft gegründet. Diese Gesellschaft wirbt Eigen- und Fremdkapital von 
Dritten ein. Damit finanziert und realisiert sie einzelne Betriebsmittel in der Stromsparte, deren Finanzierung durch 
Netzbetreiber nicht sichergestellt ist. Dies können z. B. Umspannwerke oder neue Leitungen sein. Die AssetCo ver-
pachtet die Betriebsmittel zurück an den Netzbetreiber. Sie schließt einen Betriebsführungsvertrag mit diesem ab, 
der eine Verpflichtung für den Betrieb und Service des Assets beinhaltet. Die AssetCo erhält als Erlös den Pacht-
zins. Für den Netzbetreiber geht der zu zahlende Pachtzins in die Erlösobergrenze ein. Die BNetzA prüft und geneh-
migt die Erlösobergrenze für den Netzbetreiber inklusive der Kosten für die Pacht. 

Das Modell kann in verschiedenen Ausgestaltungsformen, unter Beteiligung mehrerer Netzbetreiber oder mit staat-
lichen Beteiligungen erweitert werden. Konkrete Ausgestaltungsvarianten sind weiter zu erarbeiten. Dabei müssen 
auch die Risiken, die mit der Ausgliederung von kritischen Infrastrukturen verbunden sind, adäquat adressiert wer-
den. Es sind Regelungen zu treffen, welche z. B. das Ausfallrisiko der Betriebsmittel reduzieren und absichern, damit 
die Versorgungssicherheit des Stromsystems gewährleistet ist, insbesondere Haftungsfragen. Eine ausführlichere 
Darstellung des Modells und möglicher Ausgestaltungsvarianten ist im Gutachten (Abschnitt 9.3) enthalten. 

Für eine mögliche Anwendung der AssetCo in der Praxis müsste der regulatorische Rahmen weiterentwickelt wer-
den, sodass die Umsetzung des AssetCo-Modells für einen Strom-VNB zu einem angemessenen wirtschaftlichen 
Nutzen führt, der in einem adäquaten Verhältnis zum Risiko steht. Die Wahl des passenden Finanzierungsmodells 
erfordert eine sorgfältige Abwägung von Chancen und Risiken. Die Eignung sollte individuell und situationsabhängig 
geprüft werden. Dabei sollten die Renditeanforderungen neuer Investoren berücksichtigt werden. Das Ziel besteht 
darin, Finanzierungsinstrumente zu wählen, welche den Verschuldungsgrad nicht weiter erhöhen. Eine weitere Aus-
arbeitung des AssetCo-Modells, einschließlich der Subtypen mit Beteiligung mehrerer Netzbetreiber oder mit 
staatlichen Beteiligungen, sollte geprüft werden. 

Um Transformationsfinanzierung zu sichern, auch staatliche Fördermaßnahmen prüfen 

Der Ausgestaltung des Ordnungsrahmens kommt eine entscheidende Rolle zu. Verlässliche, langfristig planbare 
gesetzliche Vorgaben sowie klare, konsistente Anreizstrukturen und Fördermechanismen können dazu beitragen, 
das Risiko für Kapitalgeber zu reduzieren und dadurch die Finanzierungskosten senken. Auch in schwierigen Finan-
zierungssituationen, wie im Szenario mit dem höchsten Kapitalbedarf, kommt dem Ordnungsrahmens eine wesent-
liche Funktion zu. Staatliche Fördermaßnahmen können die Investitionsfinanzierung unterstützen und die Risiken 
sowie Finanzierungskosten senken. Damit kann eine beschleunigte klimaneutrale Transformation bei gleichzeitiger 
Reduktion der Systemkosten sichergestellt werden. Solche Maßnahmen sind z. B. dann sinnvoll, wenn Wärmenetze 
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dort betrieben werden, wo sie in der Wärmeversorgung die volkswirtschaftlich günstigste Option darstellen und die 
Infrastrukturkosten in der Sparte Strom bzw. Wasserstoff reduzieren. 

Auch auf Seite der öffentlichen Hand steht eine Vielzahl an Optionen zur Verfügung. Diese können sowohl die Aus-
stattung mit Eigenkapital als auch die Ausstattung mit Fremdkapital verbessern. Staatliche Fördermaßnahmen 
müssen das Beihilferecht befolgen und dürfen nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen. 

Maßnahmen, bei denen der Staat beteiligt ist, können von niedrigen Finanzierungskosten profitieren. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass durch die günstigeren Refinanzierungsmöglichkeiten des Staates an den Kapitalmärkten die 
Finanzierungskosten herabgesetzt werden können. Je nach Option würde der Bundeshaushalt oder der Haushalt 
einer anderen staatlichen Institution, z. B. einer Förderbank, belastet. Den Belastungen und Risiken stehen aber je 
nach vertraglicher Ausgestaltung auch Ertragschancen gegenüber. Durch die Maßnahmen können daher auch für 
die öffentliche Hand grundsätzlich Erträge in Form von Zinskosten oder Eigenkapitalrenditen erwirtschaftet werden. 
Auf der anderen Seite wären dafür teils aufwendige organisatorische und rechtliche Strukturen sowie die Sicher-
stellung einer effizienten Steuerung der Investitionen durch die öffentliche Hand erforderlich. 

Optionen zur Verbesserung der Ausstattung mit Eigenkapital sind beispielsweise ein Energiewendefonds, staatli-
ches Mezzanine-Kapital, Investitionszuschüsse und staatliche Eigenkapitalbeteiligungen. Auch durch Änderungen 
am Ordnungsrahmen kann in der Sparte Strom die Eigenkapitalbasis gestärkt werden, indem die regulierte Eigen-
kapitalrendite erhöht wird. Dadurch könnten zusätzliche Eigenkapitaleinlagen generiert werden, weil ihre Attraktivi-
tät steigt. Zudem könnten durch eine höhere Rendite mehr Überschüsse thesauriert werden. Diese Option liegt in 
der Entscheidungshoheit der Bundesnetzagentur. Sie würde den Bundeshaushalt nicht belasten, aber zu einer wei-
teren Erhöhung der Netznutzungsentgelte führen. Bei einem Energiewendefonds können Ausgliederungen in abge-
trennte Projektgesellschaften (SPVs) erforderlich sein, wenn die Beteiligungsstruktur und Stimmrechte auf der 
Ebene des VNB ausgeschlossen werden sollen. Der Vorteil staatlichen Mezzanine-Kapitals besteht darin, die Ver-
schuldung zu entlasten, ohne dass dabei höhere Zinskosten für Netzbetreiber anfallen. Diese können durch die 
günstigeren Refinanzierungsmöglichkeiten des Staates an den Kapitalmärkten herabgesetzt werden. Auch Investiti-
onszuschüsse sind eine Option, aber stark von staatlichen Rahmenbedingungen abhängig. Staatliche Eigenkapital-
beteiligungen könnten die Kapitalbasis der Unternehmen stärken, Finanzierungskosten senken und gleichzeitig auch 
Chancen auf Gewinnbeteiligungen beinhalten. Allerdings gehen diese mit einer hohen regulatorischen Komplexität 
einher, z. B. bei der Gewinnverteilung und Entscheidungsmacht in den Gesellschaften. 

Staatliche Förderinstrumente können unterschiedliche Zielsetzungen verfolgen. Zum einen können sie dazu beitra-
gen, die Finanzierungskosten von Unternehmen zu reduzieren. Dies kann zu einer Verringerung der Netzentgelte 
oder Wärmepreise führen. Tritt dies ein, können sie eine Umverteilung bewirken, indem die Finanzierungslast nicht 
von den Endverbrauchenden, sondern einem staatlichen Haushalt getragen wird. Im Rahmen der Ausgestaltung 
staatlicher Förderinstrumente ist sicherzustellen, dass Förderinstrumente zielgerichtet und effizient eingesetzt 
werden. Unbeabsichtigte Verteilungseffekte sind zu vermeiden. 

Optionen zur Verbesserung der Ausstattung mit Fremdkapital sind Bürgschaften durch Bund oder Länder sowie 
Kommunalkredite von Förderbanken. Bürgschaften können insbesondere in der Wärmesparte das Investitionsrisiko 
für private Investoren reduzieren. Dadurch kann mehr privates Kapital für den Netzausbau mobilisiert werden. Aller-
dings ist in diesen Fällen eine beihilferechtliche Prüfung notwendig, um etwaige Wettbewerbsverzerrungen zu ver-
meiden. Kommunalkredite von Förderbanken können ebenfalls zur Reduzierung der Zinskosten beim Ausbau von 
Wärmenetzen beitragen. Sie sind derzeit jedoch nicht mit bestehenden Fördermechanismen wie der Bundesförde-
rung für effiziente Wärmenetze (BEW) kombinierbar – es gilt ein Kumulierungsverbot, das die parallele Inanspruch-
nahme unterschiedlicher öffentlicher Fördermittel ausschließt.  

Staatliche Fördermittel erweitern die Auswahl der Finanzierungsmöglichkeiten, da sie den Zugang zu Kapital erleich-
tern und Kosten senken können. Gleichzeitig führen sie durch bestehende Vorgaben – wie etwa Kumulierungsver-
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bote – zu Einschränkungen bei der Auswahl und Kombination weiterer Förderinstrumente. Eine sorgfältige Abstim-
mung der eingesetzten Fördermittel ist daher erforderlich. Förderbanken können in bestimmten Fällen zudem auch 
Eigenkapital bereitstellen. Eine ausführlichere Erläuterung der Finanzierungsoptionen und ihrer Chancen und Risiken 
erfolgt im Gutachten (Abschnitt 9.2.4). 

In der Wärme- und Gassparte zusätzliche Herausforderungen mit Blick auf den Ordnungsrahmen lösen 

Eine gesteuerte Transformation, die vorausschauend Klarheit zur Umnutzung, zum Neubau oder aber zur frühzeiti-
gen Stilllegung von Gasverteilnetzen schafft, kann Investitionskosten und operative Kosten senken und dadurch 
Verbraucher entlasten.2 Voraussetzung dafür ist, dass dies regional als sachgerechte Lösung herausgearbeitet 
wurde und tragfähige Alternativen sowie ein gesetzlicher Planungsrahmen für die Reduktion von Investitionsbedar-
fen vorhanden sind (vgl. Umsetzung der EU-Gasbinnenmarktrichtlinie in Abschnitt 2.2.). Dabei ist es ebenso essen-
ziell, frühzeitig, transparent und auf den regionalen Kontext bezogen über Transformationspläne (nach Artikel 56 
und 57 der EU-Richtline 2024/1788) und voraussichtlich steigende Netzentgelte im Erdgasbereich zu kommunizie-
ren. Dann können diese Faktoren eine Lenkungswirkung entfalten und Verbraucher dadurch zu Investitionen in al-
ternative Heizsysteme angeregt werden. Dabei muss auch ein sozial gerechter Umgang mit Härtefällen etabliert 
werden. Die dafür notwendige soziale Absicherung muss zum einen dafür sorgen, dass sozial schlechter gestellte 
Haushalte bei Stilllegungen nicht unzumutbar belastet werden. Gleichzeitig müssen klare Kriterien für Härtefälle de-
finiert werden, damit Bedürftige treffsicher unterstützt werden können und eine ungerechtfertigte Beanspruchung 
vermieden wird. 

Zudem muss eine Lösung für die Hochlaufproblematik der Wasserstoffverteilnetze erarbeitet werden, die die Fi-
nanzierung sicherstellt und die Ausgangslage und Gegebenheiten der Marktteilnehmer berücksichtigt. Dabei sollte 
auch der regulatorische Aufwand für eine effiziente Implementierung in den Blick genommen werden. Des Weiteren 
sollte die Ausgestaltung der Rahmenbedingungen für Biomethancluster geprüft werden, denn in ländlichen Gebie-
ten mit hoher Verfügbarkeit von Biomethan, in denen für ein Wärmenetz keine sinnvolle Anschlussdichte erreicht 
werden kann, sind diese eine sinnvolle Möglichkeit, um die Wärmeversorgung und vereinzelt die ansässige Industrie 
zu dekarbonisieren. 

Änderungen am Ordnungsrahmen sind erforderlich, um den Wärmenetzausbau sowie die klimaneutrale Transfor-
mation der Erzeugungsanlagen auf hohem Niveau sicherzustellen. Das Ziel sollte sein, die Risiken und Finanzierungs-
kosten zu reduzieren und durch gesetzlich verankerte Fördermechanismen stabile Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, die Planungssicherheit für Investitionen ermöglichen. Auch Energiegemeinschaften können eine bedeutende 
Rolle bei der Wärmeversorgung spielen. Ihre Potentiale und Limitationen sollten daher ebenfalls weiter analysiert 
werden, insbesondere auch Kapitalbeteiligungen von Bürgerinnen und Bürgern. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
der Ausbau dezentraler Energieprojekte – wie sie häufig von Energiegemeinschaften initiiert werden – auch in ei-
nem Spannungsverhältnis zur flächendeckenden, leitungsgebundenen Fernwärmeversorgung stehen kann. In be-
stimmten Fällen kann dies zu Zielkonflikten bei der Infrastrukturentwicklung führen, die im Rahmen der kommunalen 
Wärmeplanung sorgfältig abgewogen werden müssen. 

Darüber hinaus sollte der Fokus auf der Sicherstellung von bezahlbaren Preisen für die Endverbraucher liegen, um 
die Akzeptanz der Dekarbonisierung und der damit verbundenen Preisentwicklung zu gewährleisten. Eine Anpas-
sung des Ordnungsrahmens muss die Interessen der Kunden und Betreiber ausbalancieren. Dafür sind folgende 
Aspekte wichtig: 

 
 

 

2  Wenngleich die Investitionen in den Stromnetzausbau deutlich höher liegen als die Einsparungen im Methannetz. 
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Ein langfristig verlässlicher Förderrahmen für gesamtwirtschaftlich sinnvolle Wärmenetze sollte etabliert werden, 
der verschiedene Fördermechanismen aufeinander abstimmt. So mündet eine koordinierte Planung in einem Ziel-
bild der Infrastrukturen vor Ort. Dieses Zielbild sollte in der Förderlandschaft von Technologien berücksichtigt wer-
den. Konkrete Maßnahmen wären z. B. die Beendigung der Wärmepumpen-Förderung in Fernwärme-Vorranggebie-
ten sowie gesetzlich verankerte Fördermaßnahmen ohne Haushaltsvorbehalt. Ebenso relevant ist es, in diesem 
Kontext die Ermöglichung der Kumulierbarkeit von Bundes- und Landesförderungen zu prüfen. 

Die Preisbildung und Preisstrukturen sollten mit Blick auf den Ausbaubedarf im Wärmenetz weiterentwickelt wer-
den. Hierzu zählt z. B. das Ermöglichen einer stärkeren Gewichtung der Grund- bzw. Leistungspreise, da die Wärme-
netzinfrastruktur zunehmend durch hohe Fixkosten geprägt ist. Darüber hinaus sollte auch geprüft werden, inwie-
weit Möglichkeiten zur Erhöhung des Preisniveaus für den Ausbau und die Transformation der Wärmenetze zielfüh-
rend sein können. Zur Wahrung der Verbraucherrechte sind in diesem Zusammenhang eine ausreichende Transpa-
renz und ein Schutz vor unsachgerechten Preisanpassungen sicherzustellen. Für eine ausreichende Transparenz 
seitens der Wärmenetzbetreiber ist eine grundlegende Weiterentwicklung der branchenüblichen Preisindizes durch 
das statistische Bundesamt notwendig. 

Bei der Erschließung neuer Wärmenetzgebiete sollte geprüft werden, inwiefern Netzbetreiber erweiterte Hand-
lungsspielräume für eine geordnete Transformation erhalten können. Dies kann beispielsweise die frühzeitige Stillle-
gung von Gasnetzen umfassen. Dabei können positive Effekte auf die Anschlussquote, Gasnetzentgelte, den Wär-
mepreis und die Umstellungskosten für Wasserstoff und den Förderbedarf entstehen. 
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2.2 Handlungsfeld 2: Koordination, Planungssicherheit und Datenaus-
tausch über Sektoren und Ebenen hinweg  

Eine koordinierte Planung ist für die effiziente Auslegung und Umsetzung der für die Transformation notwendigen 
Netzmaßnahmen eine der wichtigsten Grundlagen. Durch die koordinierte Planung können Ressourcen besser ge-
nutzt und Prozesse optimiert werden, um die Effizienz zu steigern. Zudem ermöglicht eine koordinierte Planung, 
schneller auf Veränderungen und neue Anforderungen zu reagieren. Die Fortentwicklung der Stromnetz- und Wär-
meplanung hin zu einer Energieleitplanung ist dafür eine Voraussetzung. Dies wird auch in den umfassenden Aus-
führungen des Gutachtens (vgl. Gutachten Abschnitt 3.2) und den dort skizzierten Lösungsansätzen deutlich. 
Nachfolgend sollen die Herausforderungen im Handlungsfeld Planung und mögliche Lösungswege für mehr Koordi-
nation und Planungssicherheit aufgezeigt und mit Blick auf die weitere Debatte diskutiert werden. 

2.2.1 Ausgangslage 

Derzeit gibt es eine Vielzahl an Planungs- und Koordinierungsinstrumenten, welche die Transformation der Verteil-
netze betreffen. So sind die Strom-Verteilnetzbetreiber mit mehr als 100.000 angeschlossenen Kunden nach § 14d 
EnWG verpflichtet alle zwei Jahre einen Netzausbauplan vorzulegen. Ein Äquivalent für die Entwicklungsplanung der 
Wasserstoffverteilnetze und Transformationspläne der Gasverteilnetze müssen nach Artikel 56 und 57 der EU 
Richtline 2024/1788 in deutsches Recht umgesetzt werden. Eine wesentliche Eingangsgröße bei der Planung der 
Verteilnetze sind dabei die Szenariorahmen und Netzentwicklungspläne der Übertragungs- und Fernleitungsnetz-
betreiber. Daneben kann die Systementwicklungsstrategie aus Gesamtsystemsicht eine Orientierung geben. Hier 
werden ein sektorübergreifendes Leitbild und Transformationspfade eines klimaneutralen Energiesystems entwi-
ckelt. Außerdem werden aktuell kommunale Wärmepläne und weitere regionale Ansätze, bspw. die iNeP – Inte-
grierte Netzplanung für Hamburg (iNeP) [15], erarbeitet, die eine Möglichkeit zur kosteneffizienten, klimaneutralen 
Wärmeversorgung vor Ort aufzeigen sollen. All diese Prozesse sind interdependent, fußen aber nicht immer auf 
denselben Annahmen, da der Austausch und die Vergleichbarkeit von Daten beschränkt sind.  

In der Ausgestaltung der Transformationspfade bestehen zwar noch Unsicherheiten über das richtige Verhältnis 
zwischen Direktelektrifizierung und dem Einsatz von Molekülen, jedoch sind die Säulen eines klimaneutralen Ener-
giesystems in weiten Teilen klar: So sind der Ausbau der Erneuerbaren Energien, Energieeffizienz, Flexibilität, weit-
gehende Elektrifizierung im Wärme- und Mobilitätsbereich sowie eine verstärkte Elektrifizierung in Teilen der In-
dustrie wesentliche Elemente der Transformation. Unsicherheiten bestehen dabei beispielsweise noch über Ent-
wicklungen in der Industrie, die Geschwindigkeit des Hochlaufs klimaneutraler Technologien, welche Wärmeversor-
gung vor Ort die passendste ist, die genaue Regionalisierung der verschiedenen Technologien, wie Erneuerbare 
Energien, Kraftwerke oder Elektrolyseure zum Einsatz kommen und wie nachfrageseitige Flexibilitäten genutzt wer-
den. Einige dieser Unsicherheiten spiegeln sich auch in der Spannbreite und den Zeithorizonten der Entwicklungs-
szenarien wider. Mit diesen Unsicherheiten in den möglichen Transformationspfaden muss durch die Planungspro-
zesse über verschiedene Ebenen hinweg ein sinnvoller Umgang gefunden werden, damit mehr Planungs- und damit 
Investitionssicherheit entsteht. 
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Abbildung 3  Planungsprozesse auf verschiedenen Ebenen 

2.2.2 Herausforderungen 

Damit stellen sich mehrere Herausforderungen für die Planung der Verteilnetze. Es muss ein Zielsystem angestrebt 
werden, mit dem über die Sparten hinweg geplant und eine möglichst effiziente Umsetzung koordiniert werden 
kann – auch wenn die Assets nicht in der Hand eines Unternehmens liegen. Langfristig sind parallele und damit re-
dundante Infrastrukturen zu vermeiden. Die verschiedenen Verteilnetze sind bis dato jeweils für sich durch eine 
kontinuierliche Netzentwicklung mit festen, gut prognostizierbaren Kundenstämmen und Mengenprofilen gekenn-
zeichnet. In der aktuellen Transformation, mit ihren unterschiedlichen Entwicklungspfaden (siehe Strom- vs. Mole-
külszenario im Gutachten Abschnitt 2.4), entsteht eine Varianz, die zukünftige Energiebedarfe und damit den not-
wendigen Netzausbau schwer prognostizierbar macht – dies ist insbesondere bei ungesteuerten Transformations-
verläufen zu erwarten. Absehbar ist, dass es zu Kundenwanderungen zwischen den Energieträgern kommen wird. 
So werden beispielsweise im Zuge der Wärmewende vermehrt strombasierte Wärmelösungen zum Einsatz kom-
men und gasbasierte Technologien eher abnehmen. Außerdem wird die Bedeutung von Wärmenetzen stark zuneh-
men. Weiterhin müssen die Stromnetze in steigendem Tempo an neue Anforderungen wie der vermehrten Einspei-
sung aus Erneuerbaren Energien, dem punktuellen Zubau von Starkabnehmern wie bspw. Rechenzentren sowie den 
Hochlauf der E-Mobilität und Wärmepumpen angepasst werden. Da der Netzausbau oft nicht im selben Tempo wie 
der Zubau der neuen Erneuerbare-Energien-Anlagen erfolgen kann, steigt auch der Bedarf an steuernden Eingriffen 
durch die Netzbetreiber.  

Eine zentrale Herausforderung im Themenbereich der spartenübergreifenden Planung und des Asset-Manage-
ments ist die Frage, wie Transformationen möglichst effizient organisiert und koordiniert werden können. Dies ist 
insbesondere in solchen Fällen herausfordernd, in denen die zu koordinierenden Sparten und Assets nicht in einer 
unternehmerischen Hand liegen. 

Zeitlich stellt die Erreichung des Klimaneutralitätsziels 2045 eine Herausforderung dar, denn die Planungszyklen der 
oben genannten Prozesse (vgl. Abbildung 3) lassen bis 2045 nur eine vollständige Iteration zwischen den verschie-
denen Planungsprozessen zu (vgl. Gutachten Abschnitt 3.2.3). Da jedoch, wie oben beschreiben, noch einige Unsi-
cherheiten in der Entwicklung des Energiesystems bestehen, ist ein guter und transparenter Informationsfluss hin-
sichtlich Annahmen, Daten und Ergebnissen zwischen den Planungsprozessen für eine effiziente Transformation 
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der Energienetze elementar. Andernfalls könnten sich damit Annahmen des einen Prozesses zu spät als falsch her-
ausstellen oder Bedarfe vor Ort verzögert in die Planung übergeordneter Infrastrukturen eingehen. 

Eine weitere Herausforderung ist, dass die Ergebnisse der verschiedenen Planungsprozesse nicht immer in einer 
vergleichbaren Form vorliegen, sodass sie in anderen Planungsprozessen berücksichtigt werden können. So ist bei-
spielsweise bei der Kommunalen Wärmeplanung (KWP) nicht in allen Ländern vorgegeben, in welcher Form die Er-
gebnisse vorliegen sollen. Dadurch wird eine Berücksichtigung der KWPs im Rahmen der Netzausbaupläne er-
schwert. Planungsprozesse sollten zeitlich so abgestimmt, aufbereitet und kommuniziert werden, dass sie in ande-
ren Prozessen berücksichtigt und genutzt werden können. Dabei sollten die Annahmen zu Wirtschaftlichkeitsanaly-
sen offengelegt werden. Je qualitativ hochwertiger die Kommunalen Wärmepläne aufgestellt sind, desto eher wird 
vermieden, dass Wärmenetzgebiete ausgewiesen werden, für die sich im Nachgang mangels Wirtschaftlichkeit 
keine Betreiber finden. Insofern sollte geprüft werden, durch welche Maßnahmen dies erreicht werden kann. 

Die Koordination zwischen Top-down- und Bottom-up-Planungsprozessen ist ebenfalls herausfordernd und findet 
bislang nicht in ausreichendem Maße statt. Deswegen können Diskrepanzen zwischen den dezentralen Prozessen 
und den übergeordneten Planungsprozessen nicht transparent gemacht werden. Es ist daher unbedingt erforder-
lich, dass die Fäden der Planungsprozesse durch eine koordinierte Planung zusammengeführt werden und somit 
die verschiedenen Zielbilder konvergieren. 

2.2.3 Lösungsansätze 

Nachfolgend werden für die aufgeworfenen Herausforderungen Lösungsansätze und Handlungsempfehlungen ent-
lang von drei Bereichen skizziert. Insbesondere durch die Fortentwicklung eines verlässlichen rechtlichen Rahmens, 
das Stärken der horizontalen und vertikalen Kooperation sowie die Erhöhung der Datenqualität und die Erleichte-
rung des Datenaustausches sollen die Koordination, die Planungssicherheit und der Datenaustausch über Sektoren 
und Ebenen hinweg sichergestellt werden. 

Die nachstehende Tabelle 3 gibt eine Übersicht über die im Rahmen der Studie erarbeiteten Handlungsempfehlun-
gen für das Feld Planung. 

Tabelle 3 Handlungsempfehlungen im Feld Planung 

Handlungsempfehlungen  Akteur 

Verlässlichen rechtlichen 
Rahmen fortentwickeln 
 

EU-Vorgaben zur Wasserstoffverteilernetzplanung (Umwidmung und Neubau) sowie Still-
legungspläne - unter Berücksichtigung von Biomethan – umsetzen. 

Bund, Länder, 
BNetzA 

Umsetzende Behörden mit qualifiziertem Personal und weiteren für die Digitalisierung er-
forderlichen Ressourcen ausstatten. 

Bund, Länder, 
Kommunen 

Bürokratische Hürden abbauen, Digitalisierung bei Genehmigungsverfahren für den 
Netzausbau und unternehmensübergreifende Koordination ermöglichen. 

Bund, Länder, 
Kommunen, 
BNetzA 

Horizontale und vertikale 
Koordination stärken  

Horizontale Koordination: Koordination über die Sparten hinweg mit Blick auf die kom-
menden Herausforderungen der Transformation weiter stärken. 

Unternehmen 

Vertikale Koordination: Planungsprozesse auf verschiedenen Ebenen effizient koordi-
nieren und aufeinander abstimmen. 

Bund, Länder, 
Kommunen, 
Unternehmen 

Datenqualität erhöhen und 
Datenaustausch erleichtern 

Einheitliche Datenstandards festsetzen, verbindlich verankern und in entsprechenden 
Planungsprozessen bei Behörden und Unternehmen umsetzen. 

Bund, Länder, 
Unternehmen  
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Verlässlichen rechtlichen Rahmen fortentwickeln 

Für eine erfolgreiche Transformation der Verteilnetze bedarf es langfristig stabiler gesetzlicher und regulierter Rah-
menbedingungen in allen Sparten. Dies bietet Rechtssicherheit und Planbarkeit sowohl für die Verteilnetzbetreiber 
als auch für die Netznutzer in der Umsetzung der Transformation und hilft den genannten Herausforderungen ge-
samtwirtschaftlich sinnvoll zu begegnen. Für die Stromverteilnetze existiert bereits der Prozess der Netzausbau-
pläne, welcher kontinuierlich verbessert und weiterentwickelt werden sollte, z. B. durch einheitlichere Formate und 
Annahmen [16]. Der Gesetzgeber sollte zur besseren sektorübergreifenden Planbarkeit dringend die Vorgaben der 
EU-Richtline 2024/1788 zur Entwicklungsplanung für Wasserstoffverteilernetze sowie zur Einführung von Stillle-
gungsplänen für Gasverteilnetze umsetzen. Die Entwicklungsplanung für Wasserstoffverteilnetze soll dabei sowohl 
umgewidmete als auch neu zu errichtende Leitungen enthalten und in den Stilllegungsplänen muss die noch beste-
hende Erdgasversorgung sowie die bestehende und geplante Biomethannutzung berücksichtigt werden. Ebenso 
sollten die verschiedenen Einzelplanungen in einer regionalen Transformationsplanung zusammengeführt und mit 
der Netzentwicklungsplanung der Fernleitungsnetzbetreiber strukturell verzahnt werden. Auch die bestehende Re-
gulatorik um flexiblere Anschlussregelungen sowie langfristig tragfähige Regulierungs- und Finanzierungsperspekti-
ven sollten erweitert werden. Es sollte das übergeordnete Ziel sein, langfristige Planbarkeit und Umsetzbarkeit bei 
den Verteilnetzbetreibern und Sicherheit für die Kunden herzustellen. Dabei muss möglichst der bisher eingeschla-
gene Weg in der Regulatorik fortgeführt werden. Neue Planungsprozesse sollten von Anfang an so aufgesetzt wer-
den, dass die Verzahnung mit den anderen Planungsprozessen, wie der Kommunalen Wärmeplanung, mitgedacht 
wird. 

Die Rechtssetzungs- und Regulierungsinstanzen auf EU-, Bundes- und Länderebene müssen den Abbau von büro-
kratischen Hürden und die Digitalisierung bei Genehmigungsverfahren für den Netzausbau fortführen, um Prozesse 
zu beschleunigen und Kosten zu senken. Hierfür müssen durch den Gesetzgeber die kritischen Pfade von Geneh-
migungsverfahren für den Ausbau der Verteilnetze, insbesondere auch von Aufbruchgenehmigungen, Sondierungs-
gesuchen in städtischen Bereichen und anderen Ämtern analysiert und Beschleunigungspotenziale geprüft werden. 
Hier können bürokratische Hürden weiter vereinfacht oder abgebaut werden (vgl. Gutachten Abschnitt 10.2.6). Für 
eine effiziente und schnelle Umsetzung der Genehmigungsverfahren ist auch eine angemessene Ressourcenaus-
stattung der umsetzenden Behörden notwendig. Die Möglichkeiten zur Digitalisierung bzw. Beschleunigung der Ge-
nehmigungsprozesse, bis hin zu einer Genehmigungsfiktion in bestimmten Bereichen sollten in harmonisierter und 
standardisierter Weise auf kommunaler Ebene und Länderebene geprüft werden. 

Horizontale und vertikale Kooperation stärken 

Ein verbessertes Gesamtverständnis aller Planungsprozesse trägt dazu bei, die auf rechtlicher Ebene gesetzten 
Vorgaben und “Leitplanken” frühzeitig zu antizipieren und umzusetzen. Dafür müssen auch auf rechtlicher Ebene 
die Vorgaben und der Ordnungsrahmen (bspw. Gebäudeenergiegesetz oder Gesetz für die Wärmeplanung) mit 
Kontinuität umgesetzt werden. Dies ermöglicht mehr Planungssicherheit bei den Verteilnetzbetreibern und den 
Kunden und erhöht die Erfolgschancen der Transformation.  

Um einer koordinierten Planung näher zu kommen und somit Synergien zwischen den Sparten zu heben sowie Inef-
fizienzen zu vermeiden, ist ein intensiver Austausch zwischen den beteiligen Akteuren unerlässlich. Hierzu ist eine 
regionale Bündelung der gemäß EU-Gaspaket durch die Verteilnetzbetreiber verpflichtend zu erarbeitenden Ent-
wicklungs- und Transformationspläne sowie eine strukturelle Verzahnung der damit geschaffenen Regionalplanung 
mit der Netzentwicklungsplanung der Fernleitungsnetzbetreiber und der Wärmeplanung bzw. Energieleitplanung in 
den Kommunen erforderlich. 

Das Zusammenspiel der verschiedenen Planungsprozesse für den notwendigen Aus- und Umbau der Verteilnetze 
für Strom, Gas und Wasserstoff sowie Wärme kann so koordiniert werden, dass Synergien zwischen den Sparten 
gehoben und Ineffizienzen vermieden werden können. Voraussetzung dafür ist, dass sowohl die Kommunikations- 
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und Koordinierungsfähigkeit zwischen den Stakeholdern (Verteilnetzbetreiber, Politik und Kunden) als auch zwi-
schen den Sparten erhöht wird. Um die spartenübergreifende Planung zu ermöglichen, muss sowohl die unterneh-
mensinterne als auch die unternehmensübergreifende Koordinierung weiter ausgebaut und umgesetzt werden. Da-
bei sind die Grenzen wirtschaftlich selbständiger und in Konkurrenz stehender Unternehmen und die Anforderun-
gen an die Sicherheit kritischer Infrastruktur zu beachten. Ebenso müssen die sich aus den Planungsprozessen er-
gebenen Handlungsschritte, miteinander in Einklang gebracht und in konkrete Maßnahmen umgesetzt werden. So 
ist beispielsweise die Planung und die Umsetzung der Netzstilllegung im Gasbereich mit dem Ausbau von Strom-
netzen oder Fernwärme abzustimmen. Ebenso sind dabei die zeitlichen Korrelationen zwischen den einzelnen Spar-
ten herauszuarbeiten. Dazu gehört auch eine bessere Synchronisation zwischen dem weiteren Ausbau von Erneu-
erbare-Energien-Anlagen und dem Netzausbau. Bei der nun in deutsches Recht umzusetzenden Entwicklungspla-
nung der Wasserstoffverteilnetze und den Transformationsplänen der Gasverteilnetze nach Artikel 56 und 57 der 
EU-Richtline sollten die Schnittstellen zu weiteren Planungsprozessen mitgedacht werden. 

Wie das Gutachten zeigt, wirken die Aus- bzw. Umbauschritte der einzelnen Netze interdependent aufeinander, so-
dass eine sinnvolle Sequenzierung der einzelnen Schritte planerische, aber auch finanzielle Effizienzen bewirken kann. 
Horizontale Koordination muss dabei sowohl unternehmensintern als auch unternehmensübergreifend erfolgen. Eine 
verbesserte horizontale und vertikale Koordination (vgl. Gutachten Abschnitt 3.2.1) zwischen den einzelnen Sparten 
und verschiedenen Verteilnetzbetreibern in regionalen Zusammenhängen kann Synergien schaffen und notwendige 
Investitionsvolumen reduzieren. Innovative Steuerungs- und Planungsmethoden auf horizontaler Ebene können dazu 
beitragen, zukünftig eine effiziente Nutzung der Netzkapazität für dezentrale Erzeuger sicherzustellen und den ge-
zielten Netzausbau zu ergänzen. Damit werden sowohl eine Synchronisierung der Lasten als auch Erzeugungskapa-
zitäten im Netz ermöglicht, was zu einer Angleichung der unterschiedlichen Ausbaugeschwindigkeiten führen kann. 
Um der Varianz der möglichen Transformationspfade gerecht zu werden, sollten hierbei verstärkt auch Ansätze der 
vorausschauenden, aber auch robusten Planung angewendet werden (vgl. Gutachten Abschnitt 3.2.2). 

Insgesamt sollte sichergestellt werden, dass Unbundling-Vorgaben eine Abstimmung zwischen den Sparten nicht 
behindern, um dem Zielbild der spartenübergreifenden Planung langfristig näher zu kommen. Hier können in einigen 
Fällen auf regionaler Ebene weitere Instrumente dort zum Einsatz kommen, wo der Bedarf nach mehr Koordination 
besteht. Denkbar sind hier beispielsweise lokale Energieleitplanungen [12], die die Kommunalen Wärmeplanungen 
ergänzen könnten. Ebenfalls ist auf bundes- und europarechtlicher Ebene eine Anpassung der Unbundling- sowie 
Datenschutz-Vorgaben zu prüfen, die es ermöglichen, den Austausch zwischen den unterschiedlichen Marktakteu-
ren in den vorgenannten Feldern zu erleichtern. 

Übergeordnetes Leitbild einer horizontalen und vertikalen Koordination muss die Schaffung von Orientierung sowie 
die pragmatische Umsetzung sein, damit ein angemessenes Verhältnis zwischen Wirtschaftlichkeit, Aufwand, Ver-
bindlichkeit aber auch notwendiger Flexibilität und Fortentwicklung bestehender Planungen erreicht wird. 

Durch höhere Datenqualität und Datenaustausch koordinierte Planungen ermöglichen und so die Kooperation stär-
ken 

Es braucht eine Koordination auf und zwischen allen Ebenen, um sicherzustellen, dass die strategischen und über-
geordneten Ziele (z. B. aus der Systementwicklungsstrategie) mit den Planungen vor Ort (Energieleitplanungen, 
Kommunale Wärmeplanung, Stromverteilnetzplanung, H2-Entwicklungsplanung und Stilllegungsplanungen für Gas-
verteilnetze) langfristig miteinander in Einklang stehen. Hierfür sind die strategischen und übergeordneten Ziele des 
Bundes regelmäßig mit den Planungen und Zielen der Netzbetreiber und Kommunen vor Ort abzugleichen und bei 
Bedarf zu korrigieren. Dafür braucht es neben dem Top-down- und dem Bottom-up-Abgleich für regionale Akteure 
die Möglichkeit, sich an den Arbeits- und Abgleichprozessen der strategischen und übergeordneten Ziele zu betei-
ligen und zugleich vorhandene Daten bürokratiefrei auszutauschen. Damit kann die Verarbeitung und Auswertung 
von Daten in einem gemeinsamen Format ermöglicht werden. Hierfür sollte der Bund bestehende Arbeitsformate, z. 
B. die Erarbeitung der Systementwicklungsstrategie, stärker für Verteilnetzbetreiber öffnen und zugleich prüfen, wie 
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Koordinationsprozesse auch auf Landes- und Kommunalebene verbessert werden können. Der Gesamtprozess 
sollte Planungen vor Ort erleichtern und nicht zu neuen Berichtspflichten zwischen bestehenden Instanzen führen. 
Ebenso braucht es die Möglichkeit, vergleichbare Daten aus verschiedenen Planungsprozessen abzugleichen und 
somit langfristig die Verarbeitung und Auswertung von Daten zu ermöglichen.  

Dies erfordert eine höhere Transparenz und den Austausch zentraler Planungsannahmen und -ergebnisse, unter 
Einhaltung der bestehenden Unbundling- und Wettbewerbsvorschriften. Für eine solche übergreifende Planung 
und Koordinierung auf vertikaler Ebene benötigen die beteiligten Akteure die Fähigkeit, Daten auszutauschen und 
Ergebnisse verschiedener Planungsprozesse miteinander zu vergleichen. Dies kann beispielsweise mit strengeren 
Vorgaben für die einheitliche Erstellung von zukünftigen Kommunalen Wärmeplanungen erreicht werden. Ebenso 
sollte der Konzessionsgeber eine stärker koordinierende Rolle einnehmen, insbesondere dann, wenn die Konzessio-
nen in den Sparten an verschiedene Unternehmen vergeben wurden. Wie diese vertikal zu koordinierende Aufgabe 
(vgl. Gutachten Abschnitt 3.2.3) durch die Verteilnetzbetreiber umgesetzt werden kann, ohne etwaige Unbundling-
Vorgaben zu unterlaufen, sollte in einer anschließenden Untersuchung prototypisch ausgearbeitet werden. 
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2.3 Handlungsfeld 3: Digitalisierung für Effizienz und Flexibilisierung 

Neben dem unbedingt erforderlichen Netzausbau stellt eine zielgerichtete Digitalisierung für Netzbetreiber eine 
Chance dar, die Versorgungszuverlässigkeit zu erhöhen, Prozesse zu beschleunigen, proaktiv auf zukünftige Anfor-
derungen zu reagieren, Transparenz zu gewinnen und den Netzausbau mit einer verbesserten Datengrundlage zu 
optimieren. Mit der zunehmenden Digitalisierung kann die Beobachtbarkeit, Steuerbarkeit und auch die Prognosti-
zierbarkeit der Energieflüsse verbessert werden. Sie ist ein zentraler Baustein, um den Betrieb eines klimaneutralen 
Stromsystems zu organisieren. Während gesetzliche Anforderungen kurzfristig den Rahmen für verpflichtende Digi-
talisierungsmaßnahmen setzen (vgl. Gutachten Abschnitt 4.2), ist die Digitalisierung darüber hinaus langfristig die 
notwendige Voraussetzung dafür, die Ziele der Energiewende zu erreichen. 

2.3.1 Ausgangslage 

Bereits in der ersten dena-Verteilnetzstudie wurden innovative Maßnahmen in der Verteilnetzplanung diskutiert, 
wovon die meisten in das Themenfeld des „Smart Grid“ fielen. Bis heute sind einige empfohlene Maßnahmen in der 
Praxis nicht oder nur spärlich umgesetzt, weil für einige Empfehlungen weiterhin die gesetzliche Grundlage fehlt. 

Pilotprojekte und Einzellösungen zeigen bereits das Potenzial auf, aber das Massengeschäft ist noch nicht „Smart 
Grid Ready“. Insbesondere für die Erschließung des Flexibilitätspotenzials von steuerbaren Verbrauchseinrichtun-
gen, Großbatteriespeichern zur Nutzung im Netzbetrieb existieren Vorschläge für digitale Lösungen. Der Mehrwert 
einer breiten Anwendung dieser Lösungen ist seit Jahren Konsens in der Fachwelt. Durch diese Weiterentwicklung 
des Netzbetriebs und die entsprechende Berücksichtigung in der Netzplanung könnte sich eine erhöhte Effizienz 
im Netzausbau ergeben, sofern dies gesetzlich zulässig ist. Vor allem das Potenzial steuerbarer Verbrauchseinrich-
tungen und Großbatteriespeicher ist für die Netzplanung aufgrund fehlender gesetzlicher Spielräume aktuell nicht 
nutzbar. 

Das mögliche Einsparpotenzial ist je nach Netz unterschiedlich. Für einen Großteil der lastdominierten, städtischen 
Verteilnetze können sich insbesondere durch ein Lastmanagement bzw. die Steuerung von steuerbaren Ver-
brauchseinrichtungen für eine gezielte Lastreduktion in Spitzenlastzeiten Potenziale ergeben. Ländliche, einspeise-
geprägte Netze profitieren vor allem von einer Einspeisereduktion zu Zeiten von Erzeugungsspitzen, z. B. durch die 
bereits etablierte Spitzenkappung nach §11 EnWG oder netzdienliche Speicherlösungen. Eine Spannungsregelung 
am Umspannwerk bzw. regelbare Ortsnetztransformatoren oder Strangregler hingegen sind für Netze mit span-
nungsbedingten Engpässen in Abhängigkeit von der individuellen Netzsituation häufig sinnvoll [17] [18]. 

Der Fokus dieser Studie ist die Darstellung der betriebswirtschaftlichen Effekte und schlussendlich der Durch-
schlag dieser Optimierung auf den Investitionsumfang und die Netzentgelte. Das Hauptaugenmerk ist nicht die Be-
stimmung des exemplarischen Einsparpotentials einzelner Maßnahmen in einzelnen Netzen. Und auch eine gene-
relle und repräsentative Aussage zum Potenzial einzelner Maßnahmen könnte aufgrund der Heterogenität der 
Netze nur unter groben Annahmen und Pauschalisierungen getroffen werden. Im Gutachten der dena-VNS II wurde 
dieses Einsparpotenzial daher pauschal und exemplarisch mit 30 % beziffert, bezogen auf den notwendigen Netz-
ausbau bis 2045 (vgl. Gutachten Abschnitt 6.2.4). 

Zur Hebung dieses Potenzials gibt es eine intensive politische Debatte um die Zulässigkeit der netzdienlichen Flexi-
bilitätsnutzung. Die einzelnen Instrumente und Hemmnisse werden daher später in diesem Kapitel diskutiert. Zu 
guter Letzt müssen bei allen Digitalisierungsmaßnahmen auch die strengen Vorgaben für die Cybersicherheit von 
kritischen Infrastrukturen berücksichtigt und mitgedacht werden. 
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2.3.2 Herausforderungen 

In vielen Verteilnetzen stellt die beschleunigte Energiewende eine Herausforderung dar: Die steigende Anzahl an 
Netzanschlussbegehren auf der Nieder- und Mittelspannungsebene (für EE-Erzeugung und Lasten) überholt die 
Ertüchtigung der Verteilnetze. Die Einspeise- und Lastcharakteristik kann zu temporärem Strom-Überangebot bei 
viel Sonne und/oder Wind führen, was stärkere Abregelungen von EE-Anlagen zur Vermeidung von Netzüberlastun-
gen zur Folge hat. Der Zeitdruck ist daher enorm hoch, und neben dem unbedingt erforderlichen Netzausbau kann 
eine zielgerichtete Digitalisierung einen wichtigen Beitrag zur Bewältigung der Herausforderungen leisten. Dasselbe 
gilt für die dauerhafte bzw. nachhaltige Nutzbarmachung der Flexibilität: Unabhängig von der politischen Debatte 
um geeignete Flexibilitätsinstrumente ist die Digitalisierung im Sinne der Herstellung von Steuerbarkeit und Be-
obachtbarkeit hierfür Grundvoraussetzung. 

Die Steuerung der stetig zunehmenden Zahl an Netznutzern durch die VNB, insbesondere in den unteren Span-
nungsebenen, wird immer wichtiger, um die Netzkapazitäten optimal auszunutzen und den sicheren Netzbetrieb 
weiterhin zu gewährleisten. Dafür fehlt häufig noch die Datengrundlage und damit auch der Einblick in den Netzzu-
stand, vor allem in den unteren Spannungsebenen. Bislang war eine Beobachtbarkeit auf diesen Ebenen nicht un-
bedingt notwendig, da in einem Netz mit kaum bis wenig steuerbaren Verbrauchern Energieflüsse mit Standard-
Lastprofilen ausreichend genau prognostizierbar waren. Zusätzlich zum Rollout der intelligenten Messsysteme, wel-
cher in das Aufgabenfeld der Messstellenbetreiber fällt, ist die Schaffung der Netztransparenz und Zustandsermitt-
lung daher nun Aufgabe der VNB. Der Fokus von Kapitel 4 des Gutachtens liegt auf der Systemintegration in die 
Prozesslandschaft der VNB. In der Rolle des grundzuständigen Messstellenbetreibers, die die meisten VNB eben-
falls innehaben, bestehen ebenso große Herausforderungen, die kürzlich u. a. in einer Studie der Horizonte Group 
[19] ausführlich dargestellt wurden. 

2.3.3 Lösungsansätze 

Digitalisierung kann sowohl die Automatisierung, Optimierung des Netzes selbst (Netzbetrieb, Beobachtbarkeit, 
Steuerbarkeit, Prognosen, Netzplanung) als auch von unternehmensinternen Prozessen (interne Kommunikation, ...) 
und von unternehmensexternen Prozessen (Netzanschlüsse, Datenaustausch, Genehmigungsprozesse, Koordina-
tion, ...) beeinflussen. Der systemische Mehrwert der Verteilnetzdigitalisierung ist ausführlich in Abschnitt 4.1 des 
Gutachtens dargestellt. Durch die Digitalisierung können außerdem Flexibilitäten erschlossen, gesteuert und koor-
diniert werden. Diese Flexibilitäten können – bei geeigneter regulatorischer Ausgestaltung – dazu beitragen, den 
Netzausbaubedarf zu optimieren oder zeitlich zu verschieben. 

Die folgende Tabelle 4 gibt eine Übersicht über die im Rahmen der Studie erarbeiteten Handlungsempfehlungen für 
das Feld Digitalisierung. 
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Tabelle 4 Handlungsempfehlungen im Feld Digitalisierung 

Handlungsempfehlungen   Akteur 

Politische Entscheidung für 
netzdienliche Nutzung von Flexi-
bilität fällen 

Strategische Entscheidung zur dauerhaften netzneutralen oder sogar netz-
dienlichen Nutzung von Flexibilität herbeiführen, mit Blick auf steuerbare Ver-
brauchseinrichtungen, Großbatteriespeicher, große Lasten und Erzeuger. 

BNetzA, 
Bund 

Ausbau der Mess- und Steue-
rungstechnik vorantreiben und 
eine Datenbasis schaffen 
 

Ausbau der Mess- und Steuerungstechnik und Herstellung der Transparenz 
über die Netzauslastung in allen Netzebenen konsequent vorantreiben.  

VNB 

Rollout intelligenter Messsysteme flächendeckend gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben umsetzen, um flexible Steuerungskonzepte und dynamische Netzfüh-
rung zu ermöglichen. 

MSB 

Eine digitale Datenbasis in Form von Stamm- und Bewegungsdaten aufbauen, 
einschließlich standardisierter Schnittstellen und Formate. 

VNB 

Innovative datengetriebene Anwendungen vorantreiben, um insbesondere in 
der Netzplanung Optimierungspotenziale zu heben. 

VNB 

Planungs- und Betriebsgrundsätze weiterentwickeln und umsetzen, u.a. Spit-
zenkappung von EE-Anlagen, netzdienliche Integration von steuerbaren Ver-
brauchern und Batteriespeichern und flexible Netzanschlussvereinbarungen. 

VNB 

Gute Bedingungen für Digitali-
sierungsprozesse schaffen 

Vollständige Kostenanerkennung für Digitalisierungskosten im Rahmen des 
NEST-Prozesses und Ausgestaltung der Energiewendekompetenz ermöglichen. 

BNetzA 

Organisationsübergreifendes Zielbild der beteiligten Regierungsakteure und 
Behörden für die Digitalisierung etablieren und agil die Umsetzung steuern. 

BMWE, BNetzA, 
BSI 

Klares Zielbild der Digitalisierung und eine agile Vorgehensweise bei der Um-
setzung von komplexen Maßnahmen innerhalb der VNB verankern.  

VNB 

 

Politische Entscheidung für netzdienliche Nutzung von Flexibilität fällen 

Der Ausbau der Stromverteilnetze bis zur letzten Kilowattstunde bzw. bis zum letzten Kilowatt ist volkswirtschaft-
lich nicht sinnvoll, wie die früheren Verteilnetzstudien gezeigt haben (siehe u. a. [7], [8], [20]). Die zukünftige Aus-
richtung erfordert vor allem für die Niederspannung eine Grundsatzentscheidung: Das Zielbild sollte ein „Smart 
Grid“ mit einer strategischen Integration steuerbarer Verbraucher in die Betriebsführung sein und keine „Kupfer-
platte“, bei der das Netz statisch betrieben und für jede theoretisch mögliche Leistungsspitze ausgebaut wird. Dies 
hat Wechselwirkungen mit der Versorgungsqualität, die von der Energieversorgung erwartet werden kann. Digitale 
Technologien ermöglichen ein präziseres Monitoring und Steuerungsmöglichkeiten, wodurch Netze effizienter be-
trieben, und potenziell auch Netzausbaubedarfe reduziert werden können. Dies setzt voraus, dass die gesetzlichen 
Vorgaben eine dauerhafte, netzdienliche Nutzung von Flexibilität erlauben. Außerdem darf die Flexibilitätsnutzung 
darf nicht lediglich temporär erfolgen, bevor das Netz konventionell ausgebaut werden muss. Dies ist z. B. bei der 
Spitzenkappung für EE-Anlagen der Fall. Ähnliche Regelungen für Großbatteriespeicher und steuerbare Verbrau-
cher existieren derzeit nicht. 

Daher ist ein angepasster gesetzlicher Rahmen erforderlich, der die volkswirtschaftlich sinnvolle Nutzung netzdien-
licher bzw. netzorientierter Flexibilität umfassend ermöglicht. Ohne entsprechende regulatorische Grundlagen blei-
ben vorhandene Potenziale ungenutzt: Im simulativen Betrachtungsfall Musterhausen wurde angenommen, dass 
potenziell bis zu 30 % Netzausbau eingespart werden können. Daraus ergibt sich für Musterhausen eine Reduktion 
der Netzentgelte von 11-12 % (vgl. Gutachten Abschnitt 6.3.3). Flexibilitätspotentiale müssen sowohl marktdienlich 
als auch netzdienlich eingesetzt werden. Der Ordnungsrahmen muss beide Nutzungsarten ermöglichen und die 
Grundlagen für eine Abwägung bzw. Priorisierung der Einsatzmöglichkeiten schaffen, sodass letztendlich für das 
Gesamtsystem der größtmögliche Nutzen generiert wird [21] [22]. Bei der Ausgestaltung muss die Kundenperspek-
tive einbezogen werden und z. B. die Garantie von Mindestbezugsleistungen analog zur Ausgestaltung von §14a 
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EnWG erhalten bleiben. Vor diesem Hintergrund sollte die Politik daher gemeinsam mit den VNB und ÜNB unter 
Einbeziehung der Kundenperspektive eine strategische Entscheidung zur Zulässigkeit der netzdienlichen Nutzung 
von Flexibilität - insbesondere für steuerbare Verbrauchseinrichtungen und auch Großbatteriespeicher3 - fällen. 
Die nachfolgenden Instrumente, welche hierfür geprüft werden sollten, ähneln sich in ihrer Wirkung, können aber 
unterschieden werden in präventive (z. B. netzentgeltbasierte Ansätze) und kurative Instrumente (z. B. marktba-
sierte Flexibilitätsmärkte nach §14c oder hybrider Redispatch 3.0): 

• Einführung eines komplementären hybriden Redispatch (Redispatch 3.04) in Zusammenarbeit mit den ÜNB 
[23] 

• Einsatz variabler Netzentgelte nach Bedarf (bereits heute nach EnWG §14a in der Niederspannung möglich) 
[23], [24] 

• Hemmnisabbau (z. B. Industrienetzentgelte §19 StromNEV) [25] 
• Erweiterung von EnWG §14a um die dauerhafte Erlaubnis der strategischen und zeitbegrenzten Dimmung 

ohne direkte Ausbauverpflichtung unter Gewährleistung einer Mindestbezugsleistung  
• Ausgestaltung von EnWG §14c zur Flexibilitätsnutzung auch zur strategischen Engpassbewirtschaftung 
• Dynamische Netzentgelte [20], [26] 

Hierbei ist die bevorzugte Option der teilnehmenden VNB die Erweiterung von EnWG §14a, um die dauerhafte Er-
laubnis der strategischen und zeitbegrenzten Dimmung ohne direkte Ausbauverpflichtung analog zur Spitzenkap-
pung für EE-Anlagen gemäß §11 Abs (2) EnWG. Vor allem, weil der Aufbau der hierfür benötigten digitalen Infra-
struktur und die entsprechenden Schnittstellen sich bereits in der Umsetzung befinden. Hierbei soll eine Mindest-
bezugsleistung weiterhin gewährleistet bleiben. Aufbauend auf Grafik 187 aus dem Gutachten könnte im Fall von 
Musterhausen durch eine zeitbegrenzte Dimmung von 5 bis 10 Stunden im Jahr die Spitzenlast um zwei Leistungs-
klassen reduziert werden. Eine pragmatische Ableitung entsprechender Planungsgrundsätze wäre mit wenig Auf-
wand möglich.  

Der Nutzen und das Potential von netzdienlicher Flexibilität sind in den Netzen sehr heterogen. Die VNB sollten im 
Rahmen wirtschaftlicher Abwägung eigenständig entscheiden können, ob die Nutzung von Flexibilität oder der kon-
ventionelle Netzausbau im jeweiligen Kontext die effizientere und nachhaltigere Lösung darstellt. Wenn durch Flexi-
bilitätsnutzung der Netzausbau optimiert wird, muss sichergestellt werden, dass sich Flexibilität bzw. Redispatch 
gegenüber dem Ausbau lohnt. Dabei müssen auch die zusätzlichen Kosten der Digitalisierung und Flexibilität, wie 
beispielsweise für Personal, Schulungen, IT-Infrastruktur, Cybersicherheitsmaßnahmen und auch mögliche Ent-
schädigungszahlungen für Steuereingriffe bzw. Redispatchkosten, in die Gesamtbewertung einbezogen werden. 
Neben dem potenziellen Einsparpotenzial des Netzausbaus kann ein wichtiger Effekt einer Flexibilitätsnutzung und 
von verbesserter Netztransparenz durch Digitalisierung auch eine verbesserte Priorisierung zukünftiger Netzaus-
baumaßnahmen sein. Dies kann zu einer Entzerrung der Investitionen führen und ebenso zudem dämpfend auf die 
Netzentgelte wirken. Eine Verschiebung des Netzausbaus wirkt sich allerdings nur dämpfend auf die Netzentgelte 
aus, sofern hierdurch keine höheren Redispatchkosten entstehen bzw. die Redispatchkosten die Ersparnisse nicht 
kannibalisieren. Die strategische Entscheidung sollte deshalb bei den Netzbetreibern liegen und aufgrund wirt-
schaftlicher Faktoren getroffen werden. Regulatorisch muss allerdings sichergestellt sein, dass sich eine Nutzung 
netzdienlicher Flexibilität gegenüber Netzausbau nicht nachteilig auf die Erlöse der Netzbetreiber auswirkt. Insge-
samt ist eine vollständige Kostenanerkennung für operative Digitalisierungskosten sinnvoll. Das Gutachten zeigt, 

 
 

 

3  Ggf. auch im Eigentum der Netzbetreiber 
4  Beim komplementären, hybriden Redispatch bündeln Aggregatoren die lastseitige Flexibilität steuerbarer Verbraucher und bieten diese 

auf einer Marktplattform in Ergänzung zu dem bestehenden System des erzeugungsseitigen Redispatch an 
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dass die potenziellen Einsparungen z. B. beim Netzausbau die zusätzliche Verbraucherbelastung aus Investitionen 
in Mess- und Steuertechnik deutlich überwiegen (vgl. Gutachten Abschnitt 6.2.4). 

Zukünftig sollten VNB auch flexible Netzanschlussvereinbarungen (laut § 8f EEG seit Februar 2025 möglich) nutzen, 
um Netzanschlüsse zu beschleunigen und Kosten zu senken. Bei der Ausgestaltung der flexiblen Netzanschlussver-
einbarungen in der Praxis sollten von vornherein die Planungs- und Betriebsgrundsätze (inkl. Regeln für den Redis-
patch und Nichtbeanspruchbarkeiten) so in Einklang gebracht werden, dass der maximale netzplanerische Nutzen 
bei minimaler Einschränkung der für den Markt verfügbaren Flexibilität erreicht wird (vgl. Gutachten Abschnitt 
1.5.5). 

Um das volle Potenzial der Digitalisierung und Flexibilitätsnutzung zu heben, müssen die Planungs- und Betriebs-
grundsätze auf Basis der rechtlichen und technologischen Möglichkeiten weiterentwickelt und in der Breite ange-
wendet werden. Die innovativen Planungsgrundsätze nach [17] [18] geben einen breiten Katalog an möglichen Maß-
nahmen vor und sind ein Anhaltspunkt für die Potenziale verschiedener Optionen. Es wird empfohlen, die Prüfung 
dieser Maßnahmen im Rahmen des NAP-Prozesses zu forcieren. Die Planungs- und Betriebsgrundsätze zur Berück-
sichtigung der Digitalisierung müssen ineinandergreifen und dürfen sich nicht widersprechen. In Tabelle 5 ist dar-
gestellt, welche Regeln für die wichtigsten Flexibilitätsoptionen aktuell gelten und wie die strikte Trennung von Pla-
nung und Betrieb verbessert werden kann. Die dargestellten Maßnahmen stellen nur einen beispielhaften Auszug 
dar. 

Tabelle 5  Flexibilitätsnutzung in Planung und Betrieb 

Planung Betrieb 

Steuerbare Verbrauchseinrichtungen 

EnWG §14a erlaubt keine Alternative zum Netzausbau  
Lösungsansatz:  
Entscheidung zur Zulässigkeit dauerhafter Nutzung netzdienlicher 
Flexibilität fällen 

Im Engpassfall darf nach EnWG §14a kurzzeitig gedimmt werden (nur 
kurativ, nicht präventiv). 

Netzdienliche Speicher 

In der Planung muss die volle Leistung berücksichtigt werden  
Lösungsansatz:  
Flexible Netzanschlussvereinbarungen in Anlehnung an die EnWG-
Novelle 2025 vorantreiben  

Im Betrieb können VNB die Flexibilität aus Batteriespeichern nicht 
systematisch nutzen (nur Einzelvereinbarungen möglich) 

EE-Spitzenkappung 

Anerkannte Planungsgrundsätze liegen vor 
Lösungsansatz:  
Prüfung der Spitzenkappung in den NAPs  

Abregelung von EE erfolgt mit RD2.0 für alle EE > 100 kW 

 

Eine Weiterentwicklung der unternehmensindividuellen Planungsgrundsätze sollte angestrebt werden. Dies kann 
auch gemeinsam in Verbänden und mit den Normengebern erfolgen, wobei dem VDE FNN eine zentrale Rolle zu-
kommt. Durch eine abgestimmte Vorgehensweise kann sich eine höhere Rechtssicherheit bei der Netzauslegung 
ergeben. Gemeinsam erarbeitete Richtlinien bieten des Weiteren Orientierung für eine Vielzahl an Netzbetreibern. 
Der FNN-Leitfaden zu Gleichzeitigkeitsfaktoren für ungesteuerte Ladepunkte [27] ist ein gutes Beispiel für die An-
wendung solcher Richtlinien. Der Bedarf an weiteren Leitlinien steigt perspektivisch, z. B. hinsichtlich der Auswir-
kungen variabler Netzentgelte und Stromtarife auf die Gleichzeitigkeit steuerbarer Verbrauchseinrichtungen und 
deren Konsequenzen für die Planung. Darüber hinaus müssen auch innovative Planungsgrundsätze zur Höheraus-
lastung in den Blick genommen werden. Die Weiterentwicklung der NOVA-Kriterien mit aktiver Nutzung der Flexibi-
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litäten (NOXVA) und kurativer Betriebsführung sowie dynamischer Netzsicherheitsanalyse, Online-Netzsicherheits-
rechnung und Risikobewertung bietet großes Potenzial zur Erhöhung der Übertragungskapazitäten im bestehenden 
Netz [28]. 

Ausbau der Mess- und Steuerungstechnik vorantreiben und eine Datenbasis schaffen 

Die Messstellenbetreiber müssen in Zusammenarbeit mit den VNB den Ausbau der Mess- und Steuerungstechnik 
(insbesondere in der Niederspannungsebene) konsequent vorantreiben. Der Rollout intelligenter Messsysteme5 
(iMSys) und Steuerboxen ist eine Voraussetzung für die Steuerbarkeit dezentraler Erzeuger, Verbraucher und Spei-
cher. Die Messstellenbetreiber setzen den Ausbau der iMSys und die netzorientierte Steuerung (nach den Vorga-
ben der BNetzA zu EnWG §14a) beim Kunden um. Aktuelle Größenregelungen für den Rollout sind im Messstellen-
betriebsgesetz (MsbG) definiert. Der Fokus des Ausbaus zur Steuerung dezentraler Erzeuger, Verbraucher und 
Speicher liegt aktuell auf Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 7 kW und (steuerbaren) Verbrau-
chern mit einem Jahresstromverbrauch von mehr als 6.000 kWh, da bei kleineren Anlagen derzeit ein relativ gerin-
ger netzdienlicher Mehrwert erkennbar ist.  

In den meisten Fällen hat der VNB gleichzeitig die Rolle des grundzuständigen Messstellenbetreibers inne. Trotz-
dem müssen die Rollen und Aufgaben differenziert betrachtet werden. Die VNB setzen die Digitalisierung im Netz 
um. Hier sind Ortsnetzstationen zu digitalisieren sowie Abgangsmessungen umzusetzen, wo dies wirtschaftlich 
sinnvoll ist. Die Herstellung der Transparenz über die Netzauslastung in allen Netzebenen sollte priorisiert werden – 
insbesondere in hoch ausgelasteten Netzen (potenzielle Last-/Einspeise-Hotspots zuerst). Die notwendigen Digita-
lisierungsmaßnahmen werden in Abschnitt 4.3 im Gutachten in drei Teile unterteilt: 

 

Abbildung 4 Notwendige Digitalisierungsschritte 

Für die Implementierung und den Test der akteursübergreifenden Prozesse wie z.B. der netzdienlichen Steuerung 
ist eine enge Zusammenarbeit von VNB und Messstellenbetreibern gefragt. Für die marktorientierten Prozesse sind 
außerdem weitere Akteure wie Energieversorger, virtuelle Kraftwerke, Aggregatoren und nicht zuletzt die Netzkun-
den selbst eingebunden. Hier muss auch die wesentliche Rolle von Energiemanagementsystemen und die Cloud- 
bzw. Internetnutzung für die Steuerung von Anlagen erwähnt werden. Dabei existieren auch hinter dem Zähler noch 
weitere Herausforderungen, vor allem in Bezug zur Interoperabilität von Lösungen, die in [29] näher erläutert wer-
den.  

Der Aufbau einer digitalen Datenbasis in Form von Stamm- und Bewegungsdaten ist ein wichtiger Schritt bei der 
Digitalisierung der Verteilnetze (vgl. Gutachten Abschnitt 4.3.1). Dies wirft wichtige Fragen zum Umgang mit den 
gewonnenen Daten auf, einschließlich der Beschaffung, Verarbeitung und Generierung von Input-Daten (Formate, 

 
 

 

5  Ein iMSys besteht aus einer modernen Messeinrichtung (mME) und einem SMGW. Neben dem iMSys (mME und SMGW) ist auch eine Steu-
erbox oder ein HAN-Kommunikationsadapter/HEMS notwendig. Siehe [29] 
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allgemeine Informationen, Stammdaten, Bewegungsdaten) und Output-Daten (Steuersignale, Reporting). Hierbei 
können sich Synergien zum Prozess „V5. Monitoring von Anlagenfähigkeit und Ermöglichung eines sinnvollen Zu-
griffs auf Anlagenfähigkeiten“ ergeben, welcher sich bereits in der Umsetzung befindet [30]. Hier wird eine einheitli-
che Plattform für eine Übersicht über die Fähigkeiten und Stammdaten der Anlagen entwickelt, wobei die dazu er-
forderlichen Datenformate und Kommunikationsstandards definiert werden. 

Neben der stetigen Weiterentwicklung der Marktkommunikation müssen auch neue Lösungen für die steigende 
Komplexität und das wachsende Datenaufkommen zwischen den Akteuren entwickelt werden. Hierfür können Da-
tenräume ein sinnvoller Ansatz sein. Außerdem kann für die Umsetzung der innovativen Flexibilitätskonzepte über 
die reine Steuerung nach EnWG §14a (z. B. Redispatch3.0 oder dyn. NNE) und die heutige Marktkommunikation hin-
aus die Einführung von Datenräumen notwendig werden [31]. Dies ermöglicht zudem neue Geschäftsmodelle und 
die Hebung von Mehrwerten nicht nur für die VNB, welche vor allem den Kundennutzen erhöhen [32]. Zudem ent-
stehen durch das Metering selbst erhebliche Mehrwerte für die Energiewende, welche in „Segmentale Geschäfts-
modell-Evaluation am Beispiel der digitalen Mehrwert-Anwendung Energiemanagement“ [33] ausführlich dargestellt 
sind. 

Die Maßnahmen zum Aufbau einer Datenbasis sind entscheidend, um in einigen Bereichen überhaupt erst „ener-
giewendefähig“ zu werden. Darüber hinaus sind diese Maßnahmen wertvolle Vorarbeiten für die Hebung weiterer 
Optimierungspotenziale. Ist eine Datenbasis geschaffen, werden z. B. wertvolle innovative datengetriebene Anwen-
dungen in der Netzplanung ermöglicht, vor allem verbesserte Last- und Erzeugungsprognosen. Dies kann Unsicher-
heiten in den Netzausbauszenarien verringern und damit die Grundlage für optimierte Planungs- und Betriebs-
grundsätze wie nach [17] [18], bzw. für verbesserte Gleichzeitigkeitsfaktoren und eine spartenübergreifende Opti-
mierung sein. 

Die Digitalisierung im Gas- und Fernwärmesektor sollte ebenfalls vorangetrieben werden. Die genannten Hand-
lungsempfehlungen gelten zu großen Teilen ebenso für den Gas-, Wasserstoff- und Wärmesektor. Auch hier ist die 
Prozessdigitalisierung und Nutzung der Smart Meter unverzichtbar für die anstehenden Transformationsaufgaben, 
insbesondere für die Planung – aber auch für die Hebung von Optimierungspotenzialen im Betrieb zu empfehlen 
[34]. Der systemische Nutzen der Digitalisierung in Netzen aller Sparten wird in Abschnitt 4.1.2 im Gutachten erläu-
tert. Im parallel erarbeiteten Projekt „KI der Fernwärme“ [35] wurden in diesem Bereich zentrale Herausforderungen 
genauer analysiert. Wie im Stromsektor ergibt sich die zentrale Empfehlung zum Aufbau und zur Entwicklung einer 
Dateninfrastruktur. Der Einsatz von digitalen Zählern zur Übertragung wichtiger Daten sowie die Etablierung einheit-
licher Datenschnittstellen und -formate spielt dabei eine ebenso wichtige Rolle. Wichtige Maßnahmen umfassen 
den Aufbau einer umfassenden Datengrundlage, die Entwicklung einer Datenstrategie, die Etablierung einheitlicher 
Datenschnittstellen und -formate, die Modernisierung der Netzdaten-Erhebung und -Datenbanken sowie die För-
derung einer positiven Unternehmenskultur für innovative Lösungen. Eine umfassende Datengrundlage ermöglicht 
die Optimierung des Wärmeerzeugerbetriebs und der Kundenanlagen. 

Gute Bedingungen für Digitalisierungsprozesse schaffen 

Die Digitalisierung der Verteilnetze steht im Spannungsfeld zwischen den Chancen einerseits und der Komplexität 
der Umsetzung in kurzer Zeit und vor dem Hintergrund begrenzter Ressourcen andererseits. Daher müssen auch 
die internen und externen Rahmenbedingungen verbessert und die Koordination und Kooperation zwischen den 
Akteuren ausgebaut werden (vgl. Gutachten Abschnitt 4.4). Innerhalb der VNB ist hierbei entscheidend, dass ein 
klares Zielbild der Digitalisierung verankert wird. Auch ist eine agile und flexible Vorgehensweise bei der Umsetzung 
von komplexen energiewirtschaftlichen Maßnahmen empfehlenswert, bei der durch häufige und regelmäßige Pra-
xistests mit einer Überprüfung der Ergebnisse neue Herausforderungen in der Umsetzung frühzeitig erkannt wer-
den (vgl. Gutachten Abschnitt 4.4.2). Initiative und entschlossenes Handeln seitens der VNB sind gefragt, um zügig 
voranzukommen und die gesetzten Ziele zu erreichen.  
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Kooperation als Schlüssel: Die Digitalisierung verlangt umfassende Kooperation sowohl im Unternehmen als auch 
mit benachbarten und vorgelagerten Netzbetreibern, Dienstleistern und Kunden. Diese Kooperation bietet die 
Chance, Kosten zu senken und Potenziale zu heben. Auch eine Koordination der Anforderungen von BSI, BMWK, 
BNetzA und FNN zur Schaffung eines organisationsübergreifenden Zielbilds der beteiligten Regierungsakteure und 
Behörden für die Digitalisierung ist von zentraler Bedeutung. (vgl. Gutachten Abschnitt 4.4.3) Als gutes Beispiel 
kann hier der „Branchendialog Netzanschlüsse“ oder auch die „Roadmap Systemstabilität“ unter Leitung des BMWK 
angeführt werden (vgl. Gutachten Abschnitt 1.5.5.2). Die iterative Konkretisierung der bundeseinheitlichen Empfeh-
lungen zur Umsetzung der Netzzustandsermittlung und netzorientierten Steuerung durch das Forum Netztech-
nik/Netzbetrieb im VDE (FNN), welche anschließend von der BNetzA verbindlich festgelegt werden, ist ebenfalls ein 
gutes Beispiel für diese Vorgehensweise [36] [37]. 

Die Analysen zeigen, dass die potenziellen Einsparungen z. B. beim Netzausbau die zusätzliche Verbraucherbelas-
tung aus Investitionen in Mess- und Steuertechnik deutlich überwiegen (vgl. Gutachten Abschnitt 6.3.3). Daher 
wird empfohlen, dass operative Digitalisierungskosten seitens des Ordnungsrahmens vollständig und mit möglichst 
geringem Zeitverzug anerkannt werden (vgl. Gutachten Abschnitt 4.4.1). Zudem ist sicherzustellen, dass in der An-
reizregulierung auch die höheren Betriebskosten durch eine strategische Flexibilitätsnutzung, wie z. B. bei der Spit-
zenkappung von EE-Anlagen in Form von strategisch eingesetztem Redispatch, nicht zu einer Schlechterstellung 
von innovativem Verhalten führen. Auch auf europäischer Ebene gibt es in diesem Kontext Vorschläge, um den 
CAPEX-Bias abzumildern. Die EU-Agentur ACER führt in ihrer Veröffentlichung „Getting the signals right“ insbeson-
dere die TOTEX-basierte Regulierung (mit festen CAPEX- und OPEX-Anteilen) auf [38].  

An den Ordnungsrahmen bzw. die Regulierung richtet sich außerdem die Empfehlung, neben der verbesserten An-
erkennung der operativen Digitalisierungskosten auch Raum für vorausschauende Maßnahmen und Pilotprojekte zu 
schaffen. Insbesondere die Forschungsförderung und Förderprogramme für Dateninfrastruktur in diesem Bereich 
sollten weitergeführt werden. 

Über die Regulierung sind im Rahmen der Energiewendekompetenz weitere Anreize für Innovationen zu realisieren. 
Im Ergebnis wird so sichergestellt, dass die Digitalisierung umgesetzt werden kann (vgl. Gutachten Abschnitt 4.4.1). 
Die Anwendung der in diesem Kapitel genannten Konzepte sollte im Rahmen der Energiewendekompetenz [39] be-
lohnt werden. Bei der Festlegung der Bewertungskriterien für die Energiewendekompetenz sollte unter anderem 
geprüft werden, inwiefern die Erbringung von Dienstleistungen für andere VNB angereizt werden kann (vgl. Gutach-
ten Abschnitt 5.3). Auch die Umsetzung innovativer Planungsgrundsätze und weiterer innovativer datengetriebener 
Anwendungen sollte belohnt werden. 
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2.4 Handlungsfeld 4: Transformation als kooperative Gemeinschaftsauf-
gabe 

Eine effektive Transformation der Energiesysteme kann nicht von einzelnen Akteuren, sondern nur in einer gemein-
samen Anstrengung gemeistert werden. Die Kooperation ist wichtig für die Planung, die Material-, Ressourcen- und 
Dienstleistungsbeschaffung, aber auch für die Finanzierung, die Umsetzung von Maßnahmen und den Betrieb der 
Netze relevant. Hierzu sind für die heterogene Akteurslandschaft der VNB verlässliche und verträgliche Rahmenbe-
dingungen, die Bereitschaft, der Wille und die Möglichkeit zur Kommunikation aber auch die gegenseitige Akzeptanz 
der jeweiligen individuellen und regionalen Herausforderungen und Bedingungen wichtig (vgl. Gutachten Kapitel 5).  

2.4.1 Ausgangslage 

Die über 800 VNB in Deutschland sind heterogen strukturiert. Sie haben ihre Netze unterschiedlich weit ausgebaut, 
die aktuellen und zukünftig möglichen Energiemixe sind unterschiedlich, die Größenordnungen, Eigentümerstruktu-
ren und vor allem die jeweiligen regionalen Gegebenheiten bestimmen maßgeblich die Vielfalt der VNB. Trotz ihrer 
verschiedenen Ausgangspunkte stehen sie aber vor ähnlichen Herausforderungen, da sie ein gemeinsames Ziel er-
reichen müssen: den Umbau hin zu einem klimaneutralen Energiesystem. 

Einerseits konkurrieren die Akteure um Fachkräfte, Dienstleistungen, Material und Ressourcen. Andererseits ist die 
Gemeinschaftsaufgabe der Transformation im Ganzen nur durch enge Zusammenarbeit aller beteiligten Akteure 
auf allen Ebenen schneller, effektiver und kostengünstiger umzusetzen. Die zahlreichen Akteure müssen für die Be-
wältigung dieser Komplexität an einem Strang ziehen. Deshalb ist die Vertiefung bestehender und die Anbahnung 
neuer Kooperationen eine Voraussetzung für das Gelingen der Transformationsaufgabe. 

2.4.2 Herausforderungen 

Die VNB stehen miteinander und mit anderen Sektoren in einem zunehmenden Wettbewerb um Fachkräfte, um 
Dienstleister, Materialien und Ressourcen. Globale Lieferketten und nur langsam anwachsenden Produktionskapazi-
täten prägen die Beschaffung. Darüber hinaus sind Ressourcen wie bspw. Mitarbeitende und Dienstleistungen lang-
fristig zu sichern. Insbesondere der demographische Wandel und der dadurch verstärkte Fachkräftemangel stellt 
die VNB bei der Umsetzung der geplanten Maßnahmen vor Herausforderungen. Die Folge sind aktuelle und zukünf-
tig zu erwartende Engpässe in zahlreichen Fachberufen der Energiewende – von Technikern und IT-Experten bis 
hin zu Fachkräften in den Bereichen Digitalisierung, Planung und Umsetzung. Dies wirkt sich z. B. auf die konkrete 
Umsetzung von Maßnahmen aus, die möglicherweise nicht im notwendigen Tempo oder zu den geplanten Kosten 
ausgeführt werden können. Diese Herausforderungen sind in der aktuellen Anreizregulierung noch nicht ausrei-
chend abgebildet (vgl. Gutachten Kapitel 5). Dazu kommen Anforderungen durch sich verändernde gesetzliche 
Vorgaben, die sowohl auf der Seite der Netzbetreiber als auch der Genehmigungsbehörden zu zusätzlichem Ar-
beitsaufwand führen. Dazu gehören u. A. der Umbau/Einbau von SF6-freien Anlagenkomponenten, das Verbot von 
PFAS sowie neue statt anpassbare Genehmigungsprozesse z. B. bei der Umstellung von normalen Stationen auf 
digitale Ortsnetzstationen (Größe und Fläche +30 %) und dem Leitungsbau. 

Die Energiewendevorgaben (z. B. Vorgaben zu Digitalisierung und Betriebsführung, Netzanschlussbedingungen, 
Netzplanung) werden von vielen Akteuren wie BMWK, BNetzA, BSI, BDEW und FNN gestaltet. Jedoch fehlt es an vie-
len Stellen an übergreifender Koordination und klaren Verantwortlichkeiten, was zu Hindernissen und Widersprü-
chen führt. Obwohl einige VNB bereits mit einigen dieser Akteure und miteinander zusammenarbeiten, ist der Infor-
mationsaustausch noch begrenzt. Eine koordinierende Rolle bei Digitalisierungs- und Planungsthemen nehmen im 
Einzelnen bereits Akteure wie BDEW, VKU, FNN ein, aber auch auf kommunale Akteure kommen immer mehr Koordi-
nationsaufgaben zu, z. B. im Rahmen der KWP und der Städteplanung. 
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Zusätzlich erfordern gerade digitale Lösungen, z. B. zur Umsetzung von gemeinsamen, strukturierten Plattformlö-
sungen ein stärkeres Maß an Kooperation, damit möglichst einheitliche Schnittstellen entstehen, Skaleneffekte er-
zielt werden und die schnelle Umsetzbarkeit für die große Zahl an VNB ermöglicht werden kann. 

2.4.3 Lösungsansätze 

Die Bewältigung dieser Herausforderungen erfordert eine stärkere Zusammenarbeit, insbesondere auf regionaler 
Ebene. Solche Kooperationen könnten sich auf verschiedene Bereiche und Ebenen erstrecken und lassen sich je-
weils spezifisch auf die Bedürfnisse der beteiligten Akteure anpassen. Einen Überblick über die wichtigsten Hand-
lungsempfehlungen bietet Tabelle 6. 

Tabelle 6  Handlungsempfehlungen im Feld Transformation als kooperative Gemeinschaftsaufgabe 

Handlungsempfehlungen  Akteur 

Spartenübergreifende Koor-
dination der VNB stärken 
 

Noch stärkere spartenübergreifende Vernetzung und Koordination für eine 
ganzheitliche Betrachtung und Umsetzung fördern. 

VNB 

Regionale Zusammenschlüsse und Kooperationen in verbindlichen und 
rechtssicheren Organisationsmodellen bei der Beschaffung. Bilateralen Fachkräf-
teaustausch und gemeinsame Ausbildung ausweiten. 

VNB 

Angebot von Dienstleistungen größerer VNB an kleinere nutzen, Bildung funktio-
naler Einheiten (z. B. Planungsgruppen) zwischen benachbarten VNB fördern. 

VNB 

Zusammenarbeit mit exter-
nen Akteuren intensivieren 

Zukünftig gemeinsame Zielbilder mit den VNB entwickeln. VNB, Kommunen 

Zusammenarbeit mit Hochschulen und Startups sowie Bildung von Kompetenz-
Clustern und Joint Ventures erleichtern, um externe Innovationskraft zu nutzen 

Bund, Länder, Kom-
munen, VNB 

Zusammenarbeit bzw. Kommunikation mit Netzkunden intensivieren, beson-
ders im Kontext der Wärmewende. 

VNB, Kommunen 

Koordiniert mit Dienstleis-
tern kooperieren 

Speziell bei kooperativen und koordinierten Bauprojekten gezielt gemeinsame 
Dienstleister nutzen, z. B. das gleiche Tiefbauunternehmen. 

VNB 

Zur Koordination Schnittstellen bei den VNB oder in den Gemeinden einrich-
ten. 

VNB, Kommunen 

 

Spartenübergreifende Koordination der VNB stärken 

Sowohl die Digitalisierung als auch die koordinierte Planung verlangen eine starke unternehmensinterne Vernetzung 
und übergreifende Koordination, da eine Vielzahl von Fachbereichen und damit Unternehmenseinheiten orches-
triert werden muss. Aktivitäten in diesen Bereichen sollten innerhalb eines Unternehmens koordiniert angegangen 
werden, denn sie erfordern eine ganzheitliche Betrachtung und damit engere Kooperation bislang getrennter Un-
ternehmensbereiche bzw. die Unbundling-konforme verbindliche und rechtssichere Zusammenarbeit mit Markt-
partnern. Die VNB arbeiten bereits daran, die interne Zusammenarbeit stetig zu verbessern, aber auch die über-
greifende Zusammenarbeit weiter auszubauen. 

Darüber hinaus bieten der Austausch und die Koordination mit benachbarten und vorgelagerten Netzbetreibern 
auch Chancen im Wettbewerb um Fachkräfte und Dienstleistungen. Auf regionaler Ebene werden Zusammen-
schlüsse und Kooperationen bei der Beschaffung von Material und Betriebsmitteln teilweise als vorteilhaft angese-
hen, um verbesserte Lieferbedingungen und eine Reduktion der Kosten zu erreichen, und fanden in der Vergangen-
heit bereits stellenweise statt Des Weiteren bietet sich auf Ebene von lokal oder regional benachbarten Netzbe-
treibern ein bilateraler Austausch von Fachkräften sowie die verstärkte gemeinsame Ausbildung in spezifischen 
Berufsfeldern an. 
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Aufgrund der heterogenen Struktur der VNB bietet es sich außerdem an, dass z. B. größere VNB auch Dienstleis-
tungen für kleinere VNB anbieten. Insbesondere in der Betriebsführung, bei der Umsetzung der Vorgaben für den 
Redispatch 2.0 oder auch EnWG §14a kann dies sinnvoll sein. Durch engere Zusammenarbeit in Joint Ventures, Zu-
sammenlegung von funktionalen Einheiten oder ausgegründeten Dienstleistungsgesellschaften können Kompeten-
zen gebündelt und Synergien zwischen mehreren VNB gehoben werden, ohne dabei die Gesellschafter- und Eigen-
tümerstrukturen zu beeinflussen. Hierbei sollte es sowohl um die gemeinsame Nutzung von Wissen, Know-how und 
Best-Practices gehen, aber auch um die praktische Effizienzsteigerung in Form von größeren und somit umfassen-
der ausgestatteten Einheiten z. B. bei der Planung und der Umsetzung von Maßnahmen. Das Ziel sollte sein, Eng-
pässe auch auf dem Netzbetrieb vorgelagerten Wertschöpfungsstufen zu vermeiden. 

Mit den nötigen rechtlichen, organisatorischen und finanziellen Rahmenbedingungen muss ein Umfeld geschaffen 
werden, in dem Kooperationen nicht zum Risiko, sondern zum Erfolgsfaktor der Transformation werden. Bei allen 
Kooperationen sind die Grenzen von Unbundling-, Konzessions- und Wettbewerbsvorschriften zu beachten. Eine 
exakte Analyse dieser Restriktionen sollte vor allem mit Blick auf die koordinierte Planung, gemeinsame Beschaf-
fung und engere Zusammenarbeit in Joint Ventures oder funktionellen Einheiten für bspw. für die Betriebsführung 
durchgeführt werden. 

Zusammenarbeit mit externen Akteuren intensivieren 

Die Ausgestaltung der gesetzlichen Energiewendevorgaben erfolgt durch eine Vielzahl von Akteuren (BMWK, 
BNetzA, BSI) mit teilweise unzureichender übergreifender Koordination, was zu Hindernissen oder Widersprüchen in 
der Praxis führt. Dazu bedarf es zunächst einer organisationsübergreifenden Transparenz im Hinblick auf Ziele, Vor-
gaben und deren Zusammenhänge bspw. ein gemeinsames Zielbild sowie gemeinsame strukturierte Austausch-
plattformen oder -formate. 

Hierfür ist der Branchendialog „Beschleunigung von Netzanschlüssen“ des BMWK ein gutes Beispiel (vgl. Gutachten 
Abschnitt 1.5.5.2). Darüber hinaus nehmen auch BDEW und FNN in einigen Prozessen bereits eine koordinierende 
Rolle ein, wie z. B. bei der gemeinsamen Erarbeitung von Lösungen der VNB in FNN-Arbeitsgruppen, was vor allem 
in Bezug auf die Betriebsführung enorm wichtig ist (z. B. zur Überarbeitung der technischen Anschlussregeln und 
Umsetzung von EnWG §14a). Daher sollten diese Institutionen ebenfalls in die Ausgestaltung eines Zielbilds mit den 
VNB einbezogen werden. Auch die Zusammenarbeit mit Hochschulen und Startups ist eine wichtige strategische 
Ressource. Dies dient zum einen der zukünftigen Gewinnung von Fachkräften, aber auch die Bildung von Kompe-
tenz-Clustern für z. B. Digitalisierung, Netzplanung und -führung erscheint sinnvoll. Neben der Zusammenarbeit in 
Forschungsprojekten kann in diesem Rahmen auch vermehrt die externe Innovationskraft von Startups genutzt 
werden. Als vielversprechende Möglichkeit wurde hier die Gründung von Joint Ventures angeregt. 

Startups treiben die Digitalisierung aus Kundensicht voran und zahlen vor allem darauf ein, dass immer mehr ein-
heitliche Datenstrukturen und Herangehensweisen entstehen, da sie an skalierbaren Lösungen arbeiten. Im Rahmen 
der Startup-Plattform SET HUB6 werden in Mentorings und Pilotvorhaben konkrete Themen wie z. B. die Umsetzung 
von §14a, die Umsetzung von Flexibilitätskonzepten in lokalen Märkten und die marktliche Beschaffung von Blind-
leistung behandelt. 

Die Berücksichtigung der Kundenperspektive ist hierbei entscheidend, insbesondere durch monetäre Anreize und 
benutzerfreundliche Integration von z. B. Lademanagementsystemen und Heim-Energiemanagement-Systemen 
(vgl. [29]). Dies ist zentral, um z. B. die Bereitschaft zur freiwilligen Teilnahme an Flexibilitätskonzepten zu erhöhen 

 
 

 

6  SET Hub https://www.dena.de/set-hub/ 
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und gleichzeitig Kosten für die Kunden senken. Insgesamt ist die Zusammenarbeit bzw. die Koordination mit den 
Netzkunden eine weitere wichtige Aufgabe der VNB, vor allem auch im Rahmen der Wärmewende bei Fragen zur 
Entwicklung der Gasverteilnetze, zum Wärmenetzausbau und zur kommunalen Wärmeplanung. Darüber hinaus ent-
steht mit einem sich verändernden Abnahmeverhalten und sich ändernden Nutzungsgewohnheiten eine größere 
Nachfrage nach kombinierbaren Paketen, die digitaler, individueller und serviceorientierter auf die Kundenbedürf-
nisse zugeschnitten sind. Im Massengeschäft entstehen so neue Geschäftsmodelle im Bereich Energiedienstleis-
tungen, für die die VNB wichtige Enabler sind [32]. 

Koordiniert mit Dienstleistern und Handwerk kooperieren 

Besonders bei koordinierten und kooperativen, sektoren- oder spartenübergreifenden Bauprojekten kann z. B. die 
Umsetzung durch ein gemeinsames Tiefbauunternehmen sinnvoll sein, um die Notwendigkeit mehrfacher Straßen-
aufbrüche zu vermeiden. Dies erfordert Flexibilität (z. B. durch vorfristige Einbringung der eigenen Infrastrukturele-
mente), die Bereitschaft zur Kommunikation bei allen Akteuren und finanzielle Planung. Besonders in verdichteten 
Räumen ist dies notwendig, um Maßnahmen schnell, gesellschaftsverträglich und kosteneffizient umzusetzen. Als 
weitere vielversprechende Möglichkeit wurde auch hier die Gründung von Joint Ventures mit Dienstleistern, insbe-
sondere im Tiefbau, genannt. 

Hierfür könnten Schnittstellen bei den VNB oder auch in den Gemeinden eingerichtet werden. VNB kooperieren 
bereits in bestimmten Regionen bei Erdarbeiten ebenfalls mit den Bereichen Telekommunikation und Kanalisation. 
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Abkürzungen 
ABK Abkürzung 

ABZ Anschluss- und Benutzungszwang 

API Application Programming Interface 

BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft 

BEW Bundesförderung für effiziente Wärmenetze 

BIS Betriebsinformationssystem 

BMWK Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 

BNetzA Bundesnetzagentur 

CAPEX Capital Expenditure 

CF Cash Flow 

CFADS Cash Flow Available For Debt Service 

CH4 Erdgas 

DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfachs 

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz 

EK Eigenkapital 

ENTSO-E European Network of Transmission System Operators for Electricity 

EnWG Energiewirtschaftsgesetz 

EVS Energieverteilstrategie 

EVU Energieversorgungsunternehmen 

FCF Free Cash Flow 

FK Fremdkapital 

FNN Forum Netztechnik/ Netzbetrieb beim VDE  

GIS Geoinformationssystem 

GNDEW Gesetz zum Neustart der Digitalisierung in der Energiewende 

GuV Gewinn- und Verlustrechnung 
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GW Gigawatt 

GWh Gigawattstunde 

H2 Wasserstoff 

HGB Handelsgesetzbuch 

HS Hochspannung 

iMSys intelligentes Messsystem 

iONS intelligente Ortsnetzstation 

KSG Klimaschutzgesetz 

kW Kilowatt 

kWh Kilowattstunde 

KWK Kraft-Wärme-Kopplungsanlage 

KWKG Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 

KWP Kommunale Wärmeplanung 

MaKo Marktkommunikation 

MaStR Marktstammdatenregister der Bundesnetzagentur 

MS Mittelspannung 

MsbG Messstellenbetriebsgesetz 

MW Megawatt 

MWh Megawattstunde 

NA Netzanschluss 

NAP Netzanschlusspunkt 

NAV Netzanschlussverordnung 

NEP Netzentwicklungsplan 

NNE Netznutzungsentgelt 

NS Niederspannung 

OBIS Object identification system 

OPEX Operational Expenditure 
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PAK Preisanpassungsklausel 

POC Proof of Concept 

PPP Public Private Partnership 

RD Redispatch 

SEP Systementwicklungsplan 

SES Systementwicklungsstrategie 

TW Terrawatt 

TWh Terrawattstunde 

TYNDP Ten year network development plan 

ÜN Übertragungsnetz 

ÜNB Übertragungsnetzbetreiber 

UW Umspannwerk 

VDE Verband der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik 

VNB Verteilnetzbetreiber 

WPG Wärmeplanungsgesetz 
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